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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 156.03.2020
CHRISTIAN GSTEIGER

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Stimmung in der Bevdlkerung

Wahrend der coronabedingten ausserordentlichen Lage im Fruhling erlebte die Schweiz
innerhalb der Bevolkerung eine Welle der Solidaritat, das Angebot an freiwilligen
Hilfsangeboten war ausgepragt. Die Presse berichtete Uber diese Hilfsbereitschaft,
zudem nutzte sie die Gelegenheit, um auf die Geschichte der Solidaritat in der Schweiz
zurlckzublicken.

Wie Zeitungen zu entnehmen war, dusserte sich diese Solidaritat auf unterschiedliche
Weise: So wurden wéhrend des Corona-Lockdowns im Marz Nachbarschaftshilfen per
WhatsApp gegriindet, damit fir Menschen in Quarantane, die das Haus nicht verlassen
durften, oder Angehorige der Risikogruppe, die das Haus nicht verlassen sollten,
Einkédufe organisiert werden konnten. Des Weiteren wurden Kinderbetreuungen
organisiert fur Eltern, die beispielsweise in der Pflegebranche tatig waren, oder fur
jene, die ihre Arbeit im Home-Office verrichteten und die parallele Kinderbetreuung
aufgrund der Schliessung der Kitas nicht koordinieren konnten. In vielen dieser
Hilfsgruppen waren auch Menschen aktiv, welche sonst in Kirchen, Blrgerbewegungen
oder Parteien tatig waren: Die Hilfsgruppe des Berner Quartiers Bumpliz-Bethlehem
etwa sei von der ortlichen SP gegrindet worden, wie der «Sonntagszeitung» zu
entnehmen war. Oft handelte es sich aber einfach um Hilfe unter Nachbarn oder
Angehdorigen.

Ferner war die Solidaritat auch wirtschaftlicher Natur, wie die Medien anhand diverser
Beispiele darlegten: Immobilienbesitzer etwa zeigten sich mehrmals kulant und
erliessen ihren Mieterinnen und Mietern einen Mietzinserlass fur die Dauer der
Einschrankungen. Gemass einer von gfs.bern durchgefliihrten Umfrage hatten etwas
Uber 10 Prozent der Vermieterinnen und Vermieter ihren Mietenden von sich aus ein
Entgegenkommen bei den Mietzahlungen angeboten. Ein grosser Onlinehandler musste
ferner aufgrund der massiv gestiegenen Bestellnachfrage bis zu 200 Mitarbeitende
rekrutieren, wobei er von der Krise getroffenen Arbeitgebern anbot, deren
Mitarbeitende temporar aufzunehmen, um finanzielle Entlastung zu bieten; der stark
leidende Gastronomiebereich und der Detailhandel wurden von der Kundschaft
unterstitzt, indem Gutscheine flr die Zeit nach der Krise gekauft oder Essen und
Produkte nach Hause bestellt wurden. Inwiefern diese Solidaritatsbekundungen helfen
konnten, wirtschaftliche Einbussen zu mindern, wird die Zukunft weisen.

Der Bundesrat sagte der Wirtschaft Hilfe in Form von Krediten zu und auch die Armee,
welche Soldaten zur Unterstitzung bei der Bewaltigung der Krise einsetzte, bemerkte
die erhdhte Hilfsbereitschaft: Zu den aufgebotenen 8'000 Soldatinnen und Soldaten
gesellten sich 1'000 Freiwillige, welche sich fur den Assistenzdienst meldeten; auch
Zivildienstleistende befanden sich darunter.

Diesen solidarischen Umgang wéhrend Krisenzeiten, so kommentierten verschiedene
Zeitungen, habe die Schweiz Uber die Jahrhunderte erst schmerzlich lernen mussen.
Der Historiker Christian Pfister siedelte in der Aargauer Zeitung die Anfange der
«Schweizer Solidaritat» im 19. Jahrhundert an, als die Schweiz von mehreren
Naturkatastrophen heimgesucht worden war. Nach den starken landesweiten
Uberschwemmungen von 1868 habe der Bundesrat des damals noch jungen
Nationalstaats erstmals die Gelegenheit genutzt, sich als Helfer zu positionieren und zur
nationalen Sammelkampagne aufgerufen, wobei CHF 3.6 Mio. an Hilfsgeldern sowie
mehrere Tonnen Lebensmittel fir die Geschadigten gespendet worden seien.

In der Weltwoche sah alt-Nationalrat Christoph Morgeli die Solidaritat als «Kraft, die
aus den Bergen kommt» und betonte, die Schweiz habe seit jeher in Krisen Stérke und
Lernbereitschaft bewiesen, die Solidaritat habe in der Schweiz eine lange Tradition: Von
der Besetzung Napoleons 1798 oder dem Bergsturz von Goldau 1806 bis hin zum
Grounding der Swissair 2001 und der Bankenkrise von 2008; zahlreiche Male habe die
Schweizer Bevdlkerung Krisen tUberwunden und in der Not solidarisches Verhalten unter
Beweis stellen kdnnen.

Auch an der Corona-Pandemie werde die Schweiz wachsen, konstatierte die
Sonntagszeitung: Die Nachbarschaftshilfen und Rucksichtnahme auf éltere Menschen
oder Risikogruppen, aber auch die Einsatzbereitschaft des Gesundheitspersonals
zeigten jedenfalls, dass Solidaritat nicht nur ein Hoffnungsschimmer sei, sondern gelebt
wirde.
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Rechtsordnung
Biirgerrecht

Der Nationalrat gab auf Antrag der vorberatenden Kommission und gegen den
Widerstand der beiden St. Galler Giger (fdp) und Steinemann (ap) auch einer
parlamentarischen Initiative Zisyadis (pda, VD) Folge, welche verlangt hatte, dass sich
staatenlose, in der Schweiz geborene Kinder bereits vor dem 16. Altersjahr einbiirgern
lassen kénnen. ?

Privatrecht

In der Herbstsession 2015 nahm der Nationalrat ein Postulat Schneider Schuttel (sp, FR)
an, das den Bundesrat auffordert zu prifen, wie Opfer fiirsorgerischer
Zwangsmassnahmen beim Auffinden ihrer Sparhefte unterstiitzt werden koénnen.
Konkret sollen Betroffene bei Banken flr die Nachforschungen keine GebuUhren
bezahlen mussen. Bundesréatin Simonetta Sommaruga begrisste den Vorstoss insofern,
dass er genau in die Richtung gehe, die der Bundesrat in der Vernehmlassungsvorlage
zum Bundesgesetz Uber die Aufarbeitung der flrsorgerischen Zwangsmassnahmen und
Fremdplatzierungen vor 1981 - dem Gegenentwurf zur Wiedergutmachungsinitiative -
vorgesehen habe. *

Gleichzeitig mit der Verdffentlichung seines Entwurfs zum Bundesgesetz Uber die
Aufarbeitung der flrsorgerischen Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen vor 1981
empfahl der Bundesrat ein Postulat Schneider Schuttel (sp, FR) zur Abschreibung. Das
Postulat hatte den Bundesrat beauftragt, zu prifen, inwiefern Opfer fiirsorgerischer
Zwangsmassnahmen bei der Suche nach ihren Guthaben auf Sparheften unterstiitzt
werden kénnen. Der Gesetzesentwurf - als indirekter Gegenvorschlag zur
Wiedergutmachungsinitiative - erfllle laut dem Bundesrat das Anliegen des Postulats,
da er vorsehe, dass insbesondere die kantonalen Archive auf Ersuchen hin abklaren, ob
in ihren Aktenbestanden Informationen Uber allféllige Sparguthaben von Betroffenen
enthalten sind. Bei allfélligen Hinweisen auf ebensolche Sparguthaben sollen die
betroffenen Personen oder ihre Rechtsnachfolger die erforderlichen Abklérungen
unentgeltlich vornehmen kénnen. Der Nationalrat schrieb das Postulat daher im Juni
2016 ab. *

Mit der stillschweigenden Annahme eines Postulats Caroni (fdp, AR) in der
Sommersession 2018 erteilte der Standerat dem Bundesrat den Auftrag, eine Ubersicht
liber die verschiedenen Definitionen und Rechtsfolgen des Konkubinats im geltenden
Recht zu erstellen. Im geltenden Recht knlpften zahlreiche Rechtsfolgen an das
Vorliegen eines Konkubinats an, der dazugehoérige Rechtsbegriff variiere jedoch von
Rechtsgebiet zu Rechtsgebiet, begriindete der Postulant seinen Vorstoss. Vor dem
Hintergrund zuklnftiger familienpolitischer Diskussionen, etwa Uber die Ehe fur alle
oder Uber den PACS, sei diese Grundlagenarbeit unabdingbar. Auch der Bundesrat
hatte das Postulat begrusst. °

Nach bestehender Praxis mulssen die Erstellung von Vorsorgeauftragen und andere
Rechtshandlungen der ausserordentlichen Vermodgensverwaltung, die von der
gesetzlichen Vertretung flr eine urteilsunféhige Person vorgenommen werden, durch
die Kesb validiert werden. Ein Postulat Schenker (sp, BS) stellte die Notwendigkeit
dieser Validierung infrage und beauftragte den Bundesrat zu prifen, ob bei solchen
Rechtshandlungen durch Ehegattinnen oder Ehegatten bzw. eingeschriebene
Partnerinnen oder Partner auf die Zustimmungspflicht der Kesb verzichtet werden
kénnte. Mit der Starkung der Selbstbestimmung und der gesetzlichen Vertretung im
Erwachsenenschutz kénne dem bestehenden Misstrauen der Gesellschaft gegentber
dieser Behorde entgegengewirkt werden, so die Motionérin. Die grosse Kammer nahm
den Vorstoss in der Herbstsession 2019 stillschweigend an und folgte damit auch dem
Antrag des Bundesrates. ¢
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Ende Marz 2022 verdffentlichte der Bundesrat den Bericht «Ubersicht iiber das
Konkubinat im geltenden Recht - Ein PACS nach Schweizer Art2>» in Erflllung der
Postulate Po. 15.3431, Po. 15.4082 und Po. 18.3234.’

Grundrechte

2011 hatte das Parlament einer parlamentarischen Initiative Rechsteiner (sp, SG) Folge
gegeben, die ein Gesetz zur Rehabilitierung der administrativ versorgten Menschen
forderte. Konkret geht es um Personen, die bis 1981 wegen "Arbeitsscheue",
"lasterhaften Lebenswandels" oder "Liederlichkeit" von Verwaltungsbehdérden in
psychiatrische Anstalten und Strafanstalten eingewiesen wurden. Im Berichtjahr legte
die Rechtskommission des Nationalrates einen entsprechenden Gesetzesentwurf vor.
Dieser sieht eine Anerkennung des den Opfern zugeflgten Unrechts vor und beauftragt
den Bundesrat mit der wissenschaftlichen Aufarbeitung der administrativen
Versorgung. Weiter sollen die Betroffenen Zugang zu ihren Akten erhalten. Im Rahmen
des Bundesgesetzes nicht geregelt wird jedoch die Frage nach einer finanziellen
Wiedergutmachung. Es sei nicht Aufgabe des Bundes, fur auf kantonaler und
kommunaler Ebene begangenes Unrecht aufzukommen. Genau diese nicht enthaltene
Regelung pragte die Debatte in den Raten. Der Nationalrat fasste schliesslich mit 142 zu
45 Stimmen bei 4 Enthaltungen einen Beschluss nach dem Entwurf seiner Kommission.
Dagegen votierte die Mehrheit der SVP, allerdings ohne ihre Argumente gegen die
Rehabilitierung darzulegen. Die Frage der finanziellen Wiedergutmachung war
Gegenstand eines Runden Tisches. Die Organisationen der Opfer forderten die
Einrichtung eines Fonds fur Hartefélle in der Héhe von 50 Mio. CHF. Das Geld solle von
der Taterseite bereitgestellt werden. Am 11. April des Berichtjahres fand in Bern ein
Gedenkanlass statt. Er erdffnete eine umfassende Auseinandersetzung mit diesem
dunklen Kapitel der Schweizer Sozialgeschichte. ®

Mit den fiirsorgerischen Zwangsmassnahmen soll ein dunkles Kapitel der Schweizer
Sozialgeschichte aufgearbeitet werden. Dabei wird an verschiedenen Stellen angesetzt:
Zum einen will der Staat durch Gedenkanlasse und die Einsetzung eines Runden Tisches
das begangene Unrecht anerkennen. Der bekundete Wille zur Wiedergutmachung wird
unterstitzt durch die Einrichtung kantonaler Anlaufstellen, eine erleichterte
Akteneinsicht fur die Betroffenen, eine wissenschaftliche Untersuchung sowie die
Information der breiten Offentlichkeit. Zum anderen verabschiedete das Parlament ein
Bundesgesetz Uber die Rehabilitierung administrativ versorgter Menschen. Am meisten
mediale Aufmerksamkeit erregte die durch den Runden Tisch fur die Opfer von
flrsorgerischen Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen beschlossene Schaffung
eines hauptséchlich staatlich finanzierten Solidaritatsfonds. Um Streitigkeiten tUber die
Betroffenheit zu vermeiden, wird dabei allen Opfern ein einheitlicher Betrag
ausgezahlt. Bis zur Verabschiedung einer gesetzlichen Grundlage fur den
Solidaritatsfonds sollten die Opfer finanzielle Unterstitzung aus dem von der
Gllckskette verwalteten Soforthilfefonds beantragen kénnen. Bis Oktober 2014 wurden
bereits 500 Gesuche eingereicht. ?

In der Frihlingssession verabschiedete die Bundesversammlung ein auf eine
parlamentarische Initiative Rechsteiner (sp, SG) zurlickgehendes Bundesgesetz iiber die
Rehabilitierung administrativ versorgter Menschen. Zu den Opfern dieser Art
flrsorgerischer ~ Zwangsmassnahmen zahlen Menschen, die bis 1981 von
Verwaltungsbehdrden aufgrund von Tatbestanden wie "Arbeitsscheue”, "lasterhaftem
Lebenswandel" oder "Liederlichkeit" ohne gerichtliches Verfahren in Anstalten
eingewiesen wurden. Neben der gesetzlichen Anerkennung des begangenen Unrechts
bringt der Erlass ein umfassendes Akteneinsichtsrecht fur die Betroffenen. Weiter sieht
er eine wissenschaftliche Aufarbeitung der Félle durch eine unabhéngige
Expertenkommission vor. Nicht vorgesehen sind jedoch finanzielle
Wiedergutmachungen.

Nachdem der Nationalrat 2013 dem Entwurf des Bundesgesetzes zugestimmt hatte,
schuf der Standerat im Frihjahr 2014 eine kleine Differenz. Die kleine Kammer zeigte
sich einmal mehr als Vertreter des Fdderalismus und forderte die Streichung der
Bestimmung, die eine 80-jahrige Schutzfrist fur Akten administrativ Versorgter vorsah.
Die kantonalen Schutzfristen seien ausreichend und es gébe daher keinen Grund, in die
kantonale Archivhoheit einzugreifen und die Schutzfristen zu harmonisieren. Da sowohl
die Wissenschaft als auch die Betroffenen aber jederzeit ein Einsichtsrecht haben, ist
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die Schutzfristfrage von untergeordneter Bedeutung, weshalb der Nationalrat der
Anderung zustimmte. Das Bundesgesetz konnte so im Nationalrat mit 142 zu 34
Stimmen bei 19 Enthaltungen und im Standerat einstimmig verabschiedet werden. Nach
ungenutzt verstrichener Referendumsfrist konnte das Gesetz am ersten August 2014 in
Kraft treten. Im November 2014 setzte der Bundesrat dann eine unabhéngige,
multidisziplinar zusammengesetzte Expertenkommission unter der Leitung des Ziurcher
alt Regierungsrats Markus Notter ein, welche die administrativen Versorgungen vor 1981
aufarbeiten wird. ™

Am 6. Marz 2014 lancierte ein Uberparteiliches Komitee (ohne SVP) unter der Leitung
der Guido Fluri Stiftung eine Volksinitiative zur Wiedergutmachung fiir Verdingkinder
und Opfer fiirsorgerischer Zwangsmassnahmen («Wiedergutmachungsinitiative»).
Gefordert wurde insbesondere eine finanzielle Wiedergutmachung des erlittenen
Unrechts durch die Schaffung eines mit CHF 500 Mio. dotierten Fonds. Weiter soll eine
wissenschaftliche Aufarbeitung der Vorfélle geleistet und eine 6ffentliche Diskussion
gefihrt werden. Mit dem Instrument der Volksinitiative sollen die bereits gestarteten
Prozesse der Rehabilitierung, wie sie das Bundesgesetz Uber die Rehabilitierung
administrativ versorgter Menschen und der Runde Tisch vorsahen, beschleunigt
werden. Kurz vor Weihnachten 2014 konnte das Komitee die Initiative mit Gber 110°000
Unterschriften einreichen. ™

Im Juni 2015 gab der Bundesrat als indirekten Gegenentwurf zur
Wiedergutmachungsinitiative ein Bundesgesetz iiber die Aufarbeitung der
fiirsorgerischen Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen vor 1981 in die
Vernehmlassung. Insgesamt 300 Millionen Franken sollen demnach als
Solidaritatsbeitrage an die schatzungsweise 12'000 bis 15'000 noch lebenden Opfer von
flrsorgerischen Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen ausgezahlt werden. Die
Hintergrinde, das Ausmass und die Auswirkungen der damaligen Praktiken sollen in
einer umfassenden wissenschaftlichen Untersuchung beleuchtet werden. Des Weiteren
enthalt die Vorlage Massnahmen zur Aktensicherung und Regelungen fur die
Akteneinsicht sowohl fur Betroffene als auch flr die Forschung. Betroffenen soll zudem
Beratung und Unterstutzung durch kantonale Anlaufstellen angeboten sowie - wie auch
in einem Postulat Schneider Schuttel (sp, FR) gefordert - die Suche nach friheren
Sparguthaben erleichtert werden. Die Gesetzesvorlage sieht Uiberdies vor, dass Zeichen
der Erinnerung errichtet werden sollen. Der Vorteil des indirekten Gegenvorschlags des
Bundesrates liegt vor allem darin, dass auf diesem Weg eine schnellere Aufarbeitung
der Ereignisse moglich ist als lber eine Verfassungsrevision. Dadurch kénnen moglichst
viele der zum Teil betagten oder gesundheitlich angeschlagenen Opfer noch eine
Anerkennung fur ihr Leiden erhalten. Hauptinitiant Guido Fluri begrusste den Vorschlag
des Bundesrates grundsatzlich, mochte aber vorerst noch an den Anliegen des
Initiativkomitees wie einem umfangreicheren Entschéadigungsfonds und der Bemessung
der Entschadigungshdhe nach dem erlittenen Unrecht festhalten. ™

Die Wiedergutmachungsinitiative und der indirekte Gegenentwurf des Bundesrates in
Form des Bundesgesetzes Uber die Aufarbeitung der flrsorgerischen
Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen vor 1981 waren in der Aprilsession 2016
Gegenstand der Beratung im Nationalrat. Der Bundesrat hatte dem Nationalrat drei
Entwurfe vorgelegt: den Bundesbeschluss Uber die Volksinitiative, das Bundesgesetz als
indirekten Gegenvorschlag und einen Bundesbeschluss Uber die Finanzierung der
Solidaritatsbeitrage. Da im Fall der Volksinitiative Eintreten obligatorisch ist, drehte
sich die Eintretensdebatte um die beiden letztgenannten Vorlagen. Die Mehrheit der
RK-NR beantragte ihrem Rat Eintreten. Sie unterstitze die Ziele der Initiative,
bevorzuge aber den indirekten Gegenvorschlag, da dieser rascher umgesetzt werden
kénne und schnelle Hilfe in Anbetracht des fortgeschrittenen Alters und des
Gesundheitszustands vieler Opfer sinnvoll sei. Eine Kommissionsminderheit stellte
einen Nichteintretensantrag. Sie war der Meinung, der Staat dirfe nicht einfach so
ohne rechtliche Grundlage Geld verteilen, da Grundlage und Schranke staatlichen
Handelns eben das Recht sei. Die rechtlichen Anspriche der Opfer seien bereits
verjahrt und auch die Verjahrung sei eine ,Errungenschaft des Rechtsstaates®, flihrte
Claudio Zanetti (svp, ZH) aus. Im Rat sprach sich nur aus der SVP-Fraktion eine Mehrheit
fur Nichteintreten aus. Fraktionssprecher Hans-Ueli Vogt (svp, ZH) erkléarte, er gehe
davon aus, dass alle Vorfahren nach bestem Wissen und Gewissen das fur sie Richtige
getan hatten und man sie dafur nicht verurteilen durfe, nur weil die heutige

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23



VERWALTUNGSAKT
DATUM: 05.07.2016
KARIN FRICK

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 30.09.2016
KARIN FRICK

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.11.2019
KARIN FRICK

Gesellschaft andere Anschauungen entwickelt habe. Mit einer deutlichen Mehrheit von
142 zu 28 Stimmen bei 10 Enthaltungen trat die grosse Kammer schliesslich auf die
beiden Vorlagen ein.

In der Detailberatung erganzte der Nationalrat das Bundesgesetz um zwei
Bestimmungen. Erstens beschrénkte er die Solidaritatszahlungen auf héchstens 25'000
Franken pro Opfer. Zweitens sollen Forderungen, die ihren Rechtsgrund unmittelbar in
einer flrsorgerischen Zwangsmassnahme oder einer Fremdplatzierung haben und sich
gegen die Opfer oder deren Angehodrige richten, beispielsweise Heimkosten, mit
Inkrafttreten des Gesetzes automatisch erléschen. Die so abgeanderte Vorlage wurde
mit 143 zu 26 Stimmen bei 13 Enthaltungen gutgeheissen. Matthias Aebischer (sp, BE)
versprach, sich im Initiativkomitee fur den Rickzug der Initiative stark zu machen, sollte
der indirekte Gegenvorschlag im Parlament angenommen werden. Die beiden anderen
Entwirfe wurden von der grossen Kammer diskussionslos angenommen. Damit schloss
sich der Nationalrat dem Bundesrat an und empfahl die Initiative zur Ablehnung. ™

Zwei Jahre nach der Schaffung eines entsprechenden Fonds im April 2014 sind
insgesamt CHF 8,7 Mio. Soforthilfe an Opfer fiirsorgerischer Zwangsmassnahmen in
einer finanziellen Notlage ausgezahlt worden. Von den durch die Gluckskette
verwalteten Geldern wurde 1117 Personen mit Betrdgen zwischen 4000 und 12'000
Franken geholfen. Der Soforthilfefonds dient als Uberbriickungsldsung, bis die
gesetzlichen Grundlagen fur die Aufarbeitung der flrsorgerischen Zwangsmassnahmen
und Fremdplatzierungen geschaffen sein werden. "

Als Zweitrat befasste sich in der Herbstsession 2016 der Standerat mit der
Wiedergutmachungsinitiative und dem indirekten Gegenentwurf des Bundesrates. Die
vorberatende Kommission beantragte Eintreten und Zustimmung zum Beschluss des
Nationalrates in allen Punkten. Dennoch hatte die kleine Kammer zuerst Uber einen
Nichteintretensantrag zu befinden; Werner Hosli (svp, GL) war der Ansicht, man solle
besser das Volk Uber die Initiative abstimmen lassen als hier ohne Volksbefragung zu
legiferieren. Mit seiner Argumentation konnte er jedoch kein anderes
Standeratsmitglied Uberzeugen und so wurde Eintreten mit 36 zu 1 Stimme
beschlossen. Mit dem gleichen Stimmenverhaltnis stimmte der Stéanderat auch der
Gesetzesvorlage zu. Wie schon der Nationalrat nahm auch der Stédnderat den
Bundesbeschluss Uber die Finanzierung der Solidaritatsbeitréage diskussionslos an und
empfahl die Volksinitiative zur Ablehnung. In der Schlussabstimmung wurde das
Bundesgesetz Uber die Aufarbeitung der flrsorgerischen Zwangsmassnahmen und
Fremdplatzierungen vor 1981 im Nationalrat mit 149 zu 47 Stimmen bei 2 Enthaltungen
und im Standerat mit 39 zu 1 Stimme bei 4 Enthaltungen angenommen. Wie sich in den
Debatten schon gezeigt hatte, stammte samtliche Opposition aus dem
rechtsblrgerlichen Lager.

Bei den Initianten war die Freude Uber diesen Parlamentsentscheid gross: Es sei ein
~grosser Moment nicht nur fur die Betroffenen, sondern fur die Schweiz", werden die
Mitinitianten Joachim Eder (fdp, ZG) und Matthias Aebischer (sp, BE) im Tages-Anzeiger
zitiert. Hauptinitiant Guido Fluri sprach von einem .historischen Tag"™ und liess
verlauten, er sei ,stolz, Blrger dieses Landes zu sein®. Wie angekindigt zog das
Initiativkomitee nach der Annahme des Gegenvorschlags durch das Parlament sein
Begehren zurtick. Die Referendumsfrist fur das Gesetz lauft bis am 26. Januar 2017;
verstreicht sie ungenutzt, wird es im April 2017 - nur gut zwei Jahre nach Einreichung
der Initiative - in Kraft treten. Ab dann werden die Betroffenen ein Jahr Zeit haben, um
ein Gesuch fiur einen Solidaritatsbeitrag zu stellen. Fluri zeigte sich optimistisch, dass
die ersten Auszahlungen bereits 2018 erfolgen kénnten. Wichtiger als das Geld sei
jedoch die Anerkennung des Unrechts, betonte er.

Die Rechtskommissionen beider Rate gaben im Herbst 2019 einer parlamentarischen
Initiative Comte (fdp, NE) Folge, mit der den Opfern fiirsorgerischer
Zwangsmassnahmen eine Fristverlangerung fiir die Einreichung der Gesuche um einen
Solidaritatsbeitrag gewahrt werden sollte. Nach Kenntnisnahme des Schlussberichts der
Unabhéngigen Expertenkommission Administrative Versorgungen entschlossen sich
beide Kommissionen dazu, deren Empfehlung nachzukommen, die einjahrige Frist zur
Einreichung der Gesuche abzuschaffen. Den betroffenen Personen falle es oftmals
schwer, gegentber den Behdrden mit Forderungen aufzutreten, argumentierte der
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Initiant, und deshalb ware eine Fristerstreckung «ein Akt der Menschlichkeit», sodass
auch Personen entschadigt werden koénnten, denen es durch das erlittene Leid
unmoglich war, sich an die vorgegebene Frist zu halten.

In der Fragestunde vom 18. Marz 2019 bemerkte Nationalratin Ursula Schneider Schuttel
(sp, FR), dass die Auszahlung des Solidaritatsbeitrages an Betroffene der
fursorgerischen Zwangsmassnahmen zur Kirzung von deren Ergénzungsleistungen (EL)
fihren kann. In seiner Antwort auf die entsprechende Frage Schneider Schuttels
erklarte der Bundesrat, der Solidaritatsbeitrag sei gemass geltendem Recht bei der
Berechnung der Ergénzungsleistungen zwar nicht als Einnahme, aber als
Vermogensbestandteil  anzurechnen. Dass  ehemalige  Verdingkinder  und
Administrativversorgte aufgrund der Solidaritatszahlung Einbussen bei den
Erganzungsleistungen hinnehmen mussten, dirfe aber nicht sein; zur Behebung dieses
Missstandes sei eine Gesetzesanderung notwendig.

Ende August ruckte ein Beitrag der SRF-Sendung «Kassensturz» Uber eine betroffene
Frau, deren Erganzungsleistungen aufgrund des Solidaritatsbeitrags geklrzt worden
waren, die Diskussion ins Licht der Offentlichkeit. Daraufhin reichten die
Rechtskommissionen beider Rate zwei gleichlautende Motionen ein mit der Forderung,
die Genugtuung fur ehemalige Verdingkinder sei ohne Anrechnung an die
Ergédnzungsleistungen auszubezahlen (Mo. 19.3971 und Mo. 19.3973). Zeitgleich nahm
sich auch die SGK-SR des Problems an und beschloss einstimmig, eine entsprechende
parlamentarische Initiative auszuarbeiten. Sie hoffte, auf dem Weg der
parlamentarischen Initiative schneller zur angestrebten Gesetzesanderung zu gelangen
als via Motion. lhre Schwesterkommission stimmte der Initiative denn auch kurz darauf
zu, sodass die SGK-SR noch im Oktober einstimmig einen Erlassentwurf verabschieden
konnte. Dieser sah vor, dass Solidaritatsbeitrage kinftig bei der Berechnung der
Erganzungsleistungen nicht mehr als Vermodgen oder Vermogensertrage gewertet
werden und dass bereits erfolgte EL-Klrzungen aufgehoben und den Betroffenen
zuruckerstattet werden. In seiner Stellungnahme raumte der Bundesrat ein, dass die in
den bekannten Féllen angewandte Ausnahmeregel «in einem gewissen Widerspruch
zum Grundsatz, wonach der Solidaritatsbeitrag nicht zur Reduktion von Sozial- und
Erganzungsleistungen fuhren soll», stehe. Er versicherte dem Kommissionsentwurf
deshalb seine Unterstitzung. Unverandert passierte die Vorlage in der Wintersession
2019 beide eidgendssischen Rate oppositionslos und wurde in den
Schlussabstimmungen jeweils einstimmig angenommen. Zusétzlich hiessen die Réte
auch die Motionen ihrer jeweiligen Rechtskommissionen mit demselben Anliegen gut. ”

Nachdem der parlamentarischen Initiative Comte (fdp, NE) zur Fristverlangerung fir die
Gesuche um einen Solidaritatsbeitrag fiir die Opfer fiirsorgerischer
Zwangsmassnahmen und von Fremdplatzierungen vor 1981 von beiden Kommissionen
Folge gegeben worden war, erarbeitete die RK-SR die entsprechende
Gesetzesanderung. Im Gegensatz zur Anregung der Initiative sah sie jedoch keine
Verlangerung, sondern die Streichung der Frist vor. Viele der Betroffenen mussten sich,
um ein Gesuch einreichen zu kénnen, der schwierigen Vergangenheit stellen und eine
festgesetzte Frist lasse nicht allen genlgend Zeit, die entsprechende Entscheidung zu
treffen, begrindete die RK-SR diesen Schritt. Um eine rechtsungleiche Behandlung der
Personen, die ihr Gesuch spater einreichen werden, gegenuber jenen, die die
Auszahlung von CHF 25'000 bereits erhalten haben, zu vermeiden, mussten zudem alle
auszubezahlenden Solidaritétsbeitrage CHF 25'000 betragen. Die Summe von CHF
25'000 sollte daher nicht mehr als Hochstbetrag, sondern als fixer Betrag im Gesetz
festgeschrieben werden, auf dessen Auszahlung bei Erflllung der gesetzlichen Kriterien
auch ein Rechtsanspruch besteht.

Der Bundesrat befurwortete in seiner Stellungnahme das Vorhaben der Kommission,
merkte aber an, dass der ursprunglich im Gesetz festgelegte Zahlungsrahmen von CHF
300 Mio. nicht mehr das richtige Finanzierungsinstrument darstelle, wenn der Bund
sich verpflichte, bei Gutheissung eines Gesuchs in jedem Fall CHF 25'000
auszubezahlen. Die bendtigten Mittel missten nach Auslaufen des Zahlungsrahmens im
Budgetprozess bewilligt werden. Er beantragte deshalb die Streichung des
Zahlungsrahmens aus dem Gesetz.

In der Frihjahrssession 2020 nahmen sowohl der Stdnderat (einstimmig bei einer
Enthaltung) als auch der Nationalrat (mit 189 zu 4 Stimmen bei einer Enthaltung) in der
Gesamtabstimmung den Entwurf der RK-SR mit der vom Bundesrat beantragten
Anderung an. Im Nationalrat blieb ein Minderheitsantrag Geissbuhler (svp, BE), der die
Frist anstatt aufzuheben bis Ende 2022 verlangern wollte, ausserhalb der SVP-Fraktion
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ohne Unterstitzung.
Die Schlussabstimmungen konnten aufgrund des Corona-bedingten Abbruchs der
Session nicht mehr im Frihling 2020 durchgefihrt werden. ®

Aufgrund des coronabedingten Abbruchs der Frihjahrssession 2020 standen die
Schlussabstimmungen zur Anderung des Bundesgesetzes Uber die Aufarbeitung der
flrsorgerischen Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen vor 1981 in Umsetzung
einer parlamentarischen Initiative Comte (fdp, NE) erst in der Sommersession
desselben Jahres auf der Tagesordnung der eidgendssischen Réate. Konkret wurde mit
der Gesetzesanderung die Frist zur Einreichung der Gesuche um Solidaritatsbeitrage
gestrichen. Der Entwurf wurde vom Standerat einstimmig bei einer Enthaltung (Philippe
Bauer; fdp, NE) und vom Nationalrat mit einer Gegenstimme (Erich Hess; svp, BE)
angenommen. "

In der Sommersession 2021 schrieben die eidgendssischen Réate die beiden
gleichlautenden  Motionen  ihrer  Rechtskommissionen  «Gerechtigkeit  fiir
Verdingkinder» (Mo. 19.3971 und 19.3973) ab. Deren Forderung, den ehemaligen
Verdingkindern die Genugtuung ohne Anrechnung an die Ergénzungsleistungen
auszubezahlen, war mit der parlamentarischen Initiative 19.476 inzwischen erfullt
worden. %

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Mietwesen

Am 13. Februar 2022 beschloss die Genfer Stimmbevdlkerung, den Zugang zu
Sozialwohnungen zu erschweren. Konkret haben mit der Anderung nur noch Personen,
die mindestens vier der letzten acht Jahre im Kanton Genf gewohnt haben, Zugang zu
einer der knapp 20'000 Genfer Sozialwohnungen. Bisher lag diese Frist bei zwei Jahren
Aufenthalt innerhalb der letzten flunf Jahre. Wie die Zeitung Tribune de Geneve
berichtete, seien aktuell rund 7'300 Personen auf der Warteliste fir eine
Sozialwohnung, wobei rund 90 Prozent der Bewerbenden das Vierjahreskriterium
erflllen durften.

Die Anderung ging auf eine vom MCG im Genfer Grossen Rat angestossene und von
rechten Parteien mitgetragene Gesetzesdnderung zurlick. Der MCG begrindete sein
Anliegen damit, dass es nicht fair sei, dass jemand nach bereits 24 Monaten Aufenthalt
Zugang zu einer Sozialwohnung bekomme. Dieser Umstand habe Menschen in prekédren
Situationen von ausserhalb des Kantons angezogen und dazu geflhrt, dass Genferinnen
und Genfer keine Wohnung finden kénnten und gezwungen seien, Genf Richtung
Frankreich oder den Kanton Waadt zu verlassen. Die Gesetzesédnderung war im Juli 2021
vom Parlament beschlossen worden, wobei anschliessend linke Parteien,
Gewerkschaften und Mietverbande das Referendum ergriffen hatten. Die linken
Parteien, die sich gegen die Anpassung ausgesprochen hatten, beschrieben das Projekt
als «diskriminierend und unsozial» und monierten, dass es nichts am eigentlichen
Problem é&ndere: dem Mangel an bezahlbarem Wohnraum in Genf. Ausserdem
kritisierten sie die Vorlage fur ihren «spaltenden und rein propagandistischen»
Charakter. Eine knappe Mehrheit von 50.7 Prozent der Stimmbdurgerinnen und
Stimmblrger sprach sich fir die Anderung aus. Die Stimmbeteiligung lag bei 54.0
Prozent. ?

Ende Februar 2022 kindigte der Genfer Regierungsrat ein Pilotprojekt an, das zum Ziel
hat, Mieterinnen und Mietern in Zahlungsschwierigkeiten finanziell zu unterstiitzen, so
dass sie ihre Mietwohnung behalten kdnnen. Das «Domos» getaufte Projekt richtet sich
laut dem Regierungsrat hauptsachlich an Personen der «unteren Mittelschicht», also
Menschen, die zu reich sind, um Sozialhilfe zu erhalten, aber zu arm, um plétzlich
sinkende Einkommen abzufedern. Vorubergehende finanzielle Schwierigkeiten,
ausgelost etwa durch die Coronavirus-Pandemie, Trennung oder Arbeitslosigkeit, sollen
fur diese Menschen durch rasche und unkomplizierte finanzielle Zuschisse
ausgeglichen werden, so dass ihnen nicht der Mietvertrag gekindigt wird.

Der Regierungsrat begriindete das Projekt mit aus der Pandemie gezogenen Lehren.

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23



POSTULAT
DATUM: 27.09.2013
LAURENT BERNHARD

BERICHT
DATUM: 31.10.2016
DIANE PORCELLANA

BERICHT
DATUM: 31.12.2020
JOELLE SCHNEUWLY

Erstens habe man gemerkt, dass die existierenden Systeme der sozialen Sicherheit
nicht auf plétzliche Einkommensausfélle ausgerichtet seien. Zweitens kdnnten gerade
im Wohnbereich solche Ausfélle schnell drastische Folgen haben. Zusammen mit
Partnerorganisationen aus dem Immobilien- und Sozialbereich - die Union suisse des
professionnels de I'immobilier (USPI Genéve), die Chambre genevoise immobiliere
(CGI), der Mieterinnen- und Mieterverband Schweiz (MV) und das Hospice général -
stellte der Kanton deshalb Domos auf die Beine. Hauptverantwortlich fir die Prifung
von Antrégen soll das Hospice général sein, das bei einem positiven Entscheid Geld aus
einem privaten Fonds nehmen und rasch als Zuschuss an die betroffenen Personen
Uberweisen soll. Laut den beteiligten Organisationen sei das Projekt eine win-win-
Losung, die fur alle Beteiligten Vorteile habe: Die Mieterinnen und Mieter kénnten in
schwierigen Zeiten in ihren Wohnungen bleiben, die Verwaltungen bekdmen ihre
Mieten, hatten Stabilitdt und mussten keinen administrativen Aufwand betreiben. Fir
den Kanton habe das Projekt den Vorteil, dass dadurch die Warteliste flr
Sozialwohnungen nicht noch stérker anwachsen wurde. Das Pilotprojekt ist anfénglich
fur zwei Jahre geplant. Der Regierungsrat schatzt, dass Domos etwa 350 Personen pro
Jahr helfen werde. #

Sozialpolitik
Bevélkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Durant la session d’automne, le Conseil national a transmis un postulat Carobbio
Guscetti (ps, TI) au sujet des entreprises sociales. Le texte invite le Conseil fédéral a
rédiger un rapport sur ces entreprises dont le but consiste a réinsérer dans le monde
du travail les personnes sans emploi en leur permettant d'exercer une activité
productive. %

Le Conseil fédéral a transmis son rapport sur le réle des entreprises sociales, en
réponse au postulat Carobbio Guscetti (ps, Tl). Aucune définition ne fait ['unanimité.
Toutefois, ce type d'entreprise poursuit un double objectif, & la fois économique et
social. En Suisse, non soumises a une forme juridique spécifique, elles prennent donc
différentes formes. Les mesures d'insertion professionnelle dans le domaine de de
I"assurance-invalidité (Al) et de I'assurance-chomage (AC) se fondent sur la Iégislation
fédérale. Celles relevant de la politique en matiere d'handicap et d'aide social reposent
sur les législations cantonales. D'apres une étude, la Suisse compte environ 300
entreprises sociales, dont 7'700 collaborateurs et 32'000 bénéficiaires. Exonérées de
I'impot pour la plupart, elles se financent gréace aux recettes commerciales, aux
contributions des pouvoirs publics et des dons. Le postulat est classé.

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Jahresriickblick 2020: Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Die Gesundheitspolitik stand 2020, wie die gesamte Schweizer Politik, ganz im Zeichen
der Corona-Pandemie, welche die Schweiz im Februar - damals noch als Epidemie
eingestuft - erreichte und seither in Atem héalt. Die steigenden Infektionszahlen
veranlassten den Bundesrat dazu, am 28. Februar die «besondere Lage» gemass
Epidemiengesetz auszurufen, mit welcher der Bund die Weisungsbefugnisse gegentber
den Kantonen sowie die Verantwortung flur die Krisenbewaltigung tGbernahm. Zudem
verabschiedete die Regierung die Verordnung tUber «Massnahmen zur Bekampfung des
Coronavirus (Covid-19)», durch welche Grossveranstaltungen mit tber 1'000 Personen
bis auf Weiteres verboten wurden. Dennoch stiegen die Fallzahlen in der Folge
drastisch an, so dass der Bundesrat am 13. Marz in einer zweiten Verordnung die
Einreise aus Risikoldndern einschrankte und das Zusammenkommen von Uber 100
Personen untersagte.

Nachdem auch diese Massnahmen dem Anstieg der Fallzahlen keinen Einhalt gebieten
konnten, verkindete der Bundesrat am 16. Marz die ausserordentliche Lage gemass
dem Epidemiengesetz und ordnete einen Lockdown an, um weiterhin gentgend freie
Betten in Krankenhausern garantieren zu kénnen.  Abgesehen von
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Lebensmittelgeschaften und Gesundheitseinrichtungen mussten sémtliche Laden,
Restaurants, Bars sowie Unterhaltungs- und Freizeitbetriebe schliessen. Offentliche
und private Veranstaltungen wurden untersagt, der Préasenzunterricht in Schulen
wurden verboten und die Bevolkerung wurde dazu angehalten, zuhause zu bleiben und
wenn moglich Homeoffice zu betreiben. Einhalten der Hygienemassnahmen und
Abstand wahren - was sich in den darauffolgenden Monaten noch als Social Distancing
durchsetzen sollte -, waren die Devise. Die Grenzen zu samtlichen noch offenen
grossen Nachbarlandern wurden geschlossen und Schweizerinnen und Schweizer
zurlck ins Land gerufen. In diesem Zusammenhang organisierte die Regierung
Ruckholaktionen von im Ausland gestrandeten Bulrgerinnen und Burgern, an der sich
auch die Rega beteiligte.

Am 20. Marz reduzierte die Landesregierung die erlaubte Gruppengrésse von
offentlichen Versammlungen weiter auf funf Personen. Da die Spitéler stark
beansprucht waren, verbot sie zudem die Durchfihrung von nicht dringend
notwendigen  Untersuchungen, Eingriffen und Therapien in medizinischen
Einrichtungenl, was dazu flihrte, dass die Spitéler erhebliche finanzielle Einbussen
erlitten. Gleichzeitig hob der Bundesrat die Bestimmungen zu Arbeits- und Ruhezeiten
im Gesundheitswesen auf, um der Problematik der knappen personellen Ressourcen
begegnen zu kénnen.

Am 8. April verlangerte der Bundesrat die Massnahmen der ausserordentlichen Lage bis
zum 26. April, kiindigte aber am 16. April erste Lockerungsschritte an, die bis im Juni
erfolgten. In der Folge entspannte sich die Situation wéhrend den Sommermonaten, so
dass der Bundesrat das Corona-Zepter an die Kantone zurtickgegeben konnte. Diese
Beruhigung der Lage war jedoch nur von begrenzter Dauer: Aufgrund der steigenden
Fallzahlen erliess der Bundesrat am 18. Oktober erneut landesweite Massnahmen wie
zum Beispiel ein Versammlungsverbot von mehr als 15 Personen.

Weil die vom Bundesrat erlassenen Notverordnungen nach sechs Monaten automatisch
ausser Kraft treten, mussten die darin enthaltenen Massnahmen zur Bekdmpfung der
Corona-Pandemie in Bundesgesetz gegossen werden. In der Herbstsession behandelte
das Parlament entsprechend das stark umstrittene dringliche Covid-19-Gesetz, zu dem
der Verein «Freunde der Verfassung» das Referendum ergreifen wollte. Bereits in der
Wintersession und somit noch vor Ablauf der Referendumsfrist nahm das Parlament auf
Antrag des Bundesrates zudem einige Anpassungen am neuen Gesetz vor, die es dem
Bundesrat ermdglichen sollen, die Auswirkungen der zweiten Welle abzudampfen.

Obwohl die Corona-Pandemie den Parlamentsbetrieb zweifelsohne dominierte, wurden
auch andere Geschafte in der Gesundheitspolitik behandelt. Im Bereich der
Krankenpflege war dies zum Beispiel der indirekte Gegenvorschlag zur Pflegeinitiative,
dem sich die beiden Rate in mehreren Sessionen annahmen. Der Pflegeberuf hatte
durch die Coronakrise zwar an Ansehen gewonnen, trotzdem gab es zwischen den
beiden Parlamentskammern wunter anderem noch Differenzen bezlglich des
eigenstandigen Abrechnens durch die Pflegefachpersonen mit den Krankenkassen oder
bezuglich der Ausbildungsbeitrage durch die Kantone.

Weiter erméglichten die beiden Réte in der Herbstsession Versuche zur kontrollierten
Abgabe von Cannabis, von denen man sich einen Erkenntnisgewinn zu alternativen
Regulierungsformen erhoffte. Auch medizinischer Cannabis war 2020 ein Thema: So
beabsichtigte der Bundesrat, den Zugang zu medizinischen Cannabisbehandlungen zu
ermoglichen. Die Volkskammer befasste sich in der Wintersession mit dem Geschaft
und hiess die entsprechende Anderung am BetmG gut.

Im Spatsommer gab die Landesregierung bekannt, dass sie die Initiative «Kinder und
Jugendliche ohne Tabakwerbung» zur Ablehnung empfehle, da ihr das Anliegen zu weit
gehe. Es musse ein gewisses Gleichgewicht zwischen wirtschaftlichen Interessen und
den Interessen der oOffentlichen Gesundheit bestehen, was der Bundesrat beim
Volksbergehren, das ein weitreichendes Verbot flr Tabakproduktewerbung vorsah, als
nicht gegeben erachtete. Er unterstitze allerdings den Jugendschutz im Rahmen der
parlamentarischen Debatte zum Tabakproduktegesetz, mit dem sich der Nationalrat im
Dezember 2020 auseinandersetzte.

Wahrend in der Sportpolitik zu Beginn des Jahres Themen wie die in Lausanne
organisierten  Olympischen  Winterjugendspiele und das Fortbestehen des
Lauberhornrennens in den Schlagzeilen waren, wichen diese Ende Februar Artikeln im
Zusammenhang mit Covid-19. So traf die Absage von Grossveranstaltungen vor allem die
Profiligen des Fussballs und des Eishockeys hart. Nachdem die Ligen zuerst eine
vorldufige Pause eingelegt hatten, wurden die Saisons am 12. Marz (Eishockey)
respektive 30. April (die unteren Ligen im Fussball) definitiv abgebrochen.
Zwischenzeitlich kam es zu Diskussionen, ob Geisterspiele durchgefihrt oder ganz auf
den Spielbetrieb verzichtet werden sollte. Um die wirtschaftlichen Auswirkungen des
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Coronavirus zu dampfen, sagte der Bundesrat am 20. Marz der Sportbranche CHF 100
Mio. zu, wobei die eine Halfte in Form von zinslosen Darlehen an den Spitzensport und
die andere Haélfte als A-fonds-perdu-Beitrage an den Breitensport gehen sollten. Da
dies nicht ausreichte, wurde Mitte Mai ein Stabilisierungspaket im Umfang von einer
halben Milliarde Franken festgelegt. Im Rahmen der Behandlung des Covid-19-Gesetzes
im September einigten sich National- und Stédnderat darauf, dass nicht die Ligen,
sondern die Sportvereine selber Darlehen erhalten sollen, wobei sie Sicherheiten im
Umfang von einem Viertel ihres betrieblichen Aufwandes der Saison 2018/19 zu leisten
haben. Anfang November stellte Sportministerin Amherd ein Hilfspaket fur den Sport
vor, das bis Ende 2021 CHF 350 Mio. fur den Spitzensport und CHF 200 Mio. fur den
Breitensport vorsah und von dem auch semiprofessionelle Teams verschiedener
weiterer Sportarten profitieren kénnen sollen.

Nicht nur fir die Unternehmen und die Sportvereine, sondern auch fir die Schweizer
Bevolkerung hatte die Corona-Pandemie grosse finanzielle Einbussen zur Folge,
weshalb sich auch im Themenbereich Sozialhilfe einiges tat. Dabei wirden aber nicht
alle Bevolkerungsgruppen gleich stark von der Krise getroffen, berichteten die Medien.
Der Krise besonders stark ausgesetzt seien die unteren Einkommensschichten, wo
bereits einige Hundert Franken, die beispielsweise wegen dem durch Kurzarbeit flur
viele Personen auf 80 Prozent reduzierten Lohn wegfielen, einen grossen Unterschied
machten. Aus diesem Grunde hielt die Hilfsorganisation Caritas den Bundesrat und das
Parlament dazu an, Unterstitzungsprogramme, die einmalige Direktzahlungen in der
Hohe von CHF 1'000 beinhalteten, fur armutsbetroffene Haushalte und Einzelpersonen
zu beschliessen. Die durch die Pandemie gemass Medien verstarkten Ungleichheiten in
der Bevdlkerung wurden insbesondere anhand der teilweise Uber einen Kilometer
langen Menschenschlangen vor Lebensmittelausgabestellen in Genf oder Zurich
ersichtlich. Besonders stark auf solche Angebote angewiesen waren viele Sans-Papiers,
die keine Sozialhilfe beziehen kénnen, sowie Auslanderinnen und Ausléander mit
Aufenthalts- bzw. Niederlassungsbewilligung, da diese einen Widerruf ihrer
Bewilligungen riskierten, wenn sie Sozialhilfe bezogen.

Bereits im Vorjahr - also noch vor der Pandemie - hatte der Standerat eine Motion der
WBK-SR (Mo. 19.3953) behandelt, welche die Einrichtung eines flinfjdhrigen Monitoring-
Zyklus zur Préavention und Beké&mpfung von Armut beabsichtigte. Der Nationalrat
stimmte dem Kommissionsbegehren in der Sommersession 2020 zu; dies wohl auch im
Lichte der gegebenen Umsténde, wie einige Medien mutmassten.

Welch gewaltigen Raum die Thematik rund um die Covid-19-Pandemie in der
Medienberichterstattung einnahm, widerspiegelt sich auch in der Anzahl dazu
veroffentlichter Zeitungsartikel (siehe APS-Zeitungsanalyse 2020). Dabei dominierte
die Pandemie nicht nur die Berichterstattung im Themenbereich «Gesundheitspolitik»
(siehe Abb. 1), sondern machte zu Zeiten, wo die Covid-19-Fallzahlen sehr hoch waren -
sprich im Frihjahr und im Herbst -, sogar gut ein Drittel beziehungsweise ein Viertel
der abgelegten Zeitungsberichte Uber alle untersuchten Zeitungen und Themen hinweg
aus. Wahrend sich die Artikelzahl zur Sozialhilfe 2020 auf konstant tiefem Niveau hielt,
ist fur den Sport im Mai ein leichter Peak erkennbar. Im September, als das Parlament
das Covid-19-Gesetz beriet, von welchem auch der Sport stark betroffen war, fiel die
Medienpréasenz hingegen sehr gering aus. °

Gesundheitspolitik

Eine von der EU finanzierte Studie untersuchte den Zusammenhang zwischen sozialer
Schicht und Gesundheit in elf westeuropéaischen Ladndern. Die geringsten Unterschiede
zeigten sich dabei in der Schweiz, in Deutschland (West) und in Spanien, die gréssten in
Schweden, Norwegen und Dénemark. Im Mittelfeld lagen Grossbritannien, Frankreich,
die Niederlande, Finnland und Italien. Mit Ausnahme der Krebserkrankungen steht der
soziale Status in der Schweiz im europaischen Vergleich eher gering mit der
Sterblichkeit in Zusammenhang, insbesondere bei den Herz-Kreislauf-Problemen, die
in der Schweiz zu 10%, in den nordeuropaischen Landern und in Grossbritannien
hingegen zu 50% an die (untere) soziale Schicht gekoppelt sind. Welche Griinde fir die
schichtspezifisch unterschiedlichen Krankheitsbilder in den westeuropéaischen Staaten
verantwortlich sind, soll in weiteren Studien abgeklart werden. %
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Die RK-NR beschéftige sich Ende August 2020 mit dem Covid-19-Gesetzesentwurf und
wandte sich bezlglich einiger Punkte an die SGK-NR, in deren Zustandigkeit die
Vorberatung der Vorlage fiel. Da das Leben bestimmter Personengruppen von der
Coronakrise besonders einschneidend beeinflusst worden sei, solle der Bundesrat von
den Bestimmungen des Auslander- und Integrationsgesetzes abweichen durfen, um auf
diese Weise Fluchtlingen und Sans-Papiers eine bessere Betreuung zukommen lassen
zu kénnen. Anders als im Entwurf angedacht, solle der Landesregierung neben den
Bestimmungen der Verfahrensgesetze in Zivil- und Verwaltungssachen auch das
Abweichen  von  weiteren  Gesetzen  zugestanden  werden, falls diese
Verfahrensbestimmungen beinhalten. %

Sozialversicherungen
Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Die grosse Kammer Uberwies ein vor allem von der SP und der CVP getragenes Postulat
Widmer (sp, LU), welches den Bundesrat einladt, die Einflhrung eines Bonus bei der
AHV fiir Freiwilligenarbeit im Sozialbereich zu prifen. Diese Gutschrift soll Personen
gewahrt werden, die nicht erwerbstéatig sind oder deren Einkommen nicht zum Bezug
der AHV-Maximalrente berechtigt. %

Erganzungsleistungen (EL)

Nur als Postulat Uberwiesen wurde eine Motion Keller (cvp, AG), welche eine
Verbesserung der Erganzungsleistungen und eine einheitliche zehnjahrige Karenzfrist
fur Ausldnder und Flichtlinge verlangte. *

Krankenversicherung

Mit dem Stichentscheid der Prasidentin lehnte der Standerat eine Motion Kuprecht
(svp, SZ) ab, welche die Sans-Papiers von der Grundversicherung in der Krankenpflege
ausnehmen und deren Gesundheitsversorgung Uber andere gesetzliche Wege regeln
wollte. Der Motionar begrindete sein Anliegen insbesondere mit erheblichen
praktischen Problemen bei der Krankenversicherung von Sans-Papiers. Der Bundesrat
hatte die Motion zur Ablehnung empfohlen, da er der Ansicht war, dass die vom
Motionar aufgeworfene  Problematik nicht durch den Ausschluss einer
Bevolkerungsgruppe aus dem Krankenversicherungsgesetz gelést werden kdnne. Vom
Nationalrat angenommen wurde hingegen ein Postulat (09.3484) Heim (sp, SO), welches
den Bundesrat beauftragt, einen Bericht zur Problematik ,Krankenversicherung und
Zugang zur Gesundheitsversorgung von Sans-Papiers™ auszuarbeiten. Insbesondere
geht es der Postulantin darum zu kléren, ob und wie eine einheitliche, rechtliche und
gesundheitspolitisch korrekte Handhabung der Versicherung von Sans-Papier geregelt
werden kann. *°

Im Juni 2019 reichte Roberto Zanetti (sp, SO) eine Motion mit dem Titel
«Ersatzleistungen fiir befristete Drittbetreuungskosten infolge krankheits- oder
unfallbedingter Unfahigkeit zur Betreuung von betreuungsbediirftigen Personen> ein,
der von allen sechs amtierenden Standeratinnen mitunterzeichnet worden war. Trotz
sperrigem Titel sei der Inhalt des Vorstosses sehr einfach, erklarte er dem Sténderat in
der Herbstsession 2019. Wenn einer von zwei arbeitstatigen Ehepartnern mit Kindern
aufgrund eines Unfalls oder einer Krankheit Uber eine gewisse Zeit ausfalle, bendtige
die Familie eine Losung fir die Kinderbetreuung. Entweder kimmere sich der andere
Ehepartner oder die andere Ehepartnerin um die Kinder und gehe nicht mehr arbeiten
- was Ublicherweise nicht sehr einfach einzurichten sei -, man finde eine Lésung im
Familien- oder Bekanntenkreis oder die Eltern mussten eine
Drittbetreuungsmaoglichkeit suchen - was jedoch je nach Dauer des Ausfalls sehr teuer
sein kénne. So koste eine nichtsubventionierte Kita-Betreuung an funf Tagen pro
Woche flr einen Monat in den meisten Kantonen zwischen CHF 2200 und 2700. Diese
Drittbetreuungskosten stellten somit ein «Loch im Netz der sozialen Sicherheit» dar,
das «eine Mittelstandsfamilie an den Rand des Ruins bringen>» kénne und das folglich
gestopft werden musse.

Der Bundesrat anerkannte zwar die Problematik, sah deren Ldsung jedoch nicht auf
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Bundesebene. Einerseits gebe es private oder 6ffentliche Entlastungs- und Notdienste
sowie private Moglichkeiten der Kostendeckung wie eine Privatversicherung,
andererseits sei die Losung dieses Problems aufgrund des Subsidiaritatsprinzips Sache
der Kantone und Gemeinden. Mehr Unterstlitzung erfuhr der Vorstoss im Stédnderat
durch einen Ordnungsantrag von Brigitte Héberli-Koller (cvp, TG), mit dem sie die
Uberweisung des Vorstosses zur Vorprifung an die zustidndige Kommission beantragte.
Stillschweigend nahm die kleine Kammer den Ordnungsantrag an. *

Die Mehrheit der SGK-SR sah bei ihrer Vorberatung der Motion zu den Ersatzleistungen
fiir befristete Drittbetreuungskosten durch den krankheits- oder unfallbedingten
Ausfall von Betreuungspersonen «keinen Handlungsbedarf auf Ebene des Bundes».
Zwar sei diese Problematik in der Tat nicht geregelt, eine entsprechende
bedarfsorientierte Notfallhilfe liege jedoch in der Verantwortung der Kantone. Die
Kommissionsminderheit verwies hingegen auf mdogliche Notsituationen, weshalb die
Problemstellung gepruft werden solle. Nach ausfuhrlichen Wortmeldungen sprach sich
der Stadnderat in der Sommersession 2021 dusserst knapp mit 21 zu 20 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) gegen die Annahme der Motion aus, womit diese Problematik weiterhin
ungeregelt bleibt. *

Soziale Gruppen
Soziale Gruppen

In einer Studie liess das Bundesamt flr Statistik die Determinanten sozialer Isolation
untersuchen. Der Bericht kam zum Schluss, dass soziale Isolation vorwiegend jene
Bevolkerungsgruppen betrifft, die schon verschiedenen anderen sozialen Risiken
ausgesetzt sind, insbesondere Armut und Arbeitslosigkeit. Besonders stark wirkt sie
sich bei Menschen mit schlechter Gesundheit, bei auslandischen Staatsangehorigen
oder bei Menschen aus, die nach der obligatorischen Schulzeit keine héhere Ausbildung
genossen haben, sowie bei &lteren Menschen. **

Pour lutter contre le «signal désastreux» que donne la régularisation des personnes
vivant sans autorisation de séjour en Suisse, le conseiller national Yves Nidegger (udc,
GE) a déposé l'initiative parlementaire la clandestinité n'est pas un cas de rigueur. Il
souhaite ainsi que les critéeres de régularisation ne soient plus inscrits au niveau de
|'ordonnance mais au niveau de la loi, et que les permis de séjour délivrés par ce biais
soient imputés au contingent d'autorisation pour les personnes provenant d'Etats tiers.

La CIP-CN s'était opposée par 13 voix contre 10 a linitiative, arguant qu'elle ne
permettrait pas de lutter contre la migration illégale ou le travail au noir. Une majorité
de la commission estime cependant qu'il est important de Iégiférer dans ce domaine et
que des programmes cantonaux de régularisation comme I'opération papyrus ont pour
effet d'attirer encore plus de personnes clandestines. Les mémes arguments ont été
évoqués lors du débat en chambre basse, qui s'est conclu par un rejet de l'initiative par
124 voix contre 68 (toutes de I'UDC). L'objet s'en retrouve ainsi liquidé. 3

En octobre 2020, le Conseil national a rejeté un postulat Funiciello (ps, BE), qui
demandait des éclaircissements sur les conséquences sociales de la gestion de la
crise du coronavirus. Se basant sur une étude de I'OCDE, la députée socialiste explique
que certains groupes de la population (comme les femmes, les personnes de couleur ou
les personnes exilées) souffrent plus de la crise sanitaire. Cela s'explique notamment
par un acces différent au travail rétribué ou une surreprésentation dans le domaine
professionnel des soins. Tamara Funiciello demandait au Conseil fédéral de rédiger un
rapport sur l'impact de la crise sur ces groupes plus vulnérables, afin d'en tirer des
enseignements pour I'avenir. Alain Berset, ministre en charge de I'Intérieur, s'est
prononcé au nom de son college pour une acceptation du postulat, soulignant que ces
questions seront de toute facon abordées dans un rapport sur la gestion de la crise plus
large, déja mandaté a I'administration. Martina Bircher (udc, AG), qui a combattu le
postulat, a présenté la position de I'UDC, qui estime qu'un rapport ne rendrait pas le
virus «plus juste» et qu'il n'était pas nécessaire de créer une crise du genre en plus
d'une crise sanitaire. Elle a également avancé les colts bureaucratiques d'un tel texte.
Le PLR et une large majorité du groupe du centre se sont montrés du méme avis,
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faisant échouer le postulat avec 98 voix contre, 80 voix pour, sans abstentions. *°

Jahresriickblick 2021: Soziale Gruppen

Eine Uberaus wichtige Neuerung im Themenbereich der sozialen Gruppen wurde 2021
fur gleichgeschlechtliche Paare eingefiihrt. Im September nahm die Stimmbevdlkerung
mit einem deutlichen Ja-Anteil von 64 Prozent die «Ehe flUr alle» an. Neben der
Méglichkeit der Eheschliessung waren damit fur gleichgeschlechtliche Paare weitere
Ungleichheiten im Familienleben beseitigt worden: In Zukunft ist es auch ihnen
maoglich, gemeinsam ein Kind zu adoptieren, zudem erhalten verheiratete Frauenpaare
Zugang zur Samenspende. Die Relevanz dieser Abstimmung widerspiegelt sich im
Ergebnis der APS-Zeitungsanalyse 2021, die einen diesem Ereignis geschuldeten
Hochststand an Artikeln zur Familienpolitik im Abstimmungsmonat aufzeigt (vgl.
Abbildung 1im Anhang). Kein anderes Thema im Bereich der sozialen Gruppen erzielte
im beobachteten Jahr eine dhnlich hohe mediale Aufmerksamkeit.

Erstmals in der Geschichte der Schweizer Frauen- und Gleichstellungspolitik
veroffentlichte der Bundesrat 2021 eine nationale Gleichstellungsstrategie, die jedoch
von Frauenorganisationen und linken Parteien kritisiert wurde. Ferner gaben die
Kommissionen einer parlamentarischen Initiative Folge, welche die befristete
Finanzierung fur die familienergdnzende Kinderbetreuung durch eine dauerhafte, vom
Bund unterstutzte Losung ersetzen will. Der 2022 vorzulegende Entwurf soll die Eltern
bei der Finanzierung der Betreuungsplatze massgeblich entlasten und somit zur
Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf beitragen. Gleichzeitig wurden
im Berichtsjahr aber verschiedene Vorstdsse mit ahnlichen, bereits konkreter
ausformulierten Vorstellungen in Form einer parlamentarischen Initiative, einer
Standesinitiative und einer Motion abgelehnt. Ebenfalls zur Verbesserung der Stellung
der Frauen im Beruf beitragen soll die 2018 geschaffene Revision des
Gleichstellungsgesetzes, mit der Unternehmen mit Uber 100 Mitarbeitenden zur
Durchfuhrung von Lohnanalysen verpflichtet worden waren. Erste, im August 2021
publizierte Analyseergebnisse von ausgewahlten Unternehmen zeichneten ein positives
Bild, das jedoch unter anderem wegen fehlender Représentativitat in Zweifel gezogen
wurde. Nach wie vor sind Unternehmen nicht verpflichtet, die Ergebnisse ihrer
Lohnanalysen an den Bund zu Ubermitteln. Gegen eine entsprechende Regelung hatte
sich der Standerat im Juni erfolgreich gewehrt.

Nachdem im Vorjahr der zweiwochige Vaterschaftsurlaub in einer Volksabstimmung
angenommen worden war, gingen die politischen Diskussionen rund um die
Ausdehnung von Urlaubsméglichkeiten fiir Eltern 2021 weiter. Eine Standesinitiative
aus dem Kanton Jura und eine parlamentarische Initiative mit diesem Ziel stiessen im
Parlament indes auf wenig Gehor. Der Nationalrat verabschiedete jedoch ein
Kommissionspostulat, das die volkswirtschaftlichen Auswirkungen einer Elternzeit
aufzeigen soll. In den Raten setzte sich zudem mit Annahme einer Vorlage zum
Adoptionsurlaub eine langjédhrige Forderung in der Minimalvariante durch: Eltern, die
ein Kind unter vier Jahren adoptieren, haben klnftig Anrecht auf einen zweiwéchigen
Urlaub.

Auch das Thema der Gewalt gegen Frauen blieb 2021 auf der politischen Agenda,
immer wieder angetrieben durch Zeitungsberichte Uber héusliche Gewalt und
Femizide. Das Parlament Uberwies drei Motionen, welche die Bereitstellung eines 24-
stlindigen Beratungsangebots fur von Gewalt betroffene Personen forderten, wozu sich
die Schweiz 2017 im Rahmen der Ratifikation der Konvention von Istanbul verpflichtet
hatte. Ein Zeichen gegen Gewalt gegen Kinder und Jugendliche setzte der Nationalrat
auch durch Beflurwortung einer Motion, die das Recht auf eine gewaltfreie Erziehung im
Zivilgesetzbuch verankern mdchte. Der Standerat dusserte sich bis Ende Jahr noch
nicht zum Geschéaft. Ebenfalls kam es zu breiten medialen Vorwurfen bezuglich Gewalt
in Bundesasylzentren, woraufhin das SEM einen Bericht erarbeiten liess.

Nicht zuletzt wurde im Berichtsjahr mit verschiedensten Publikationen und Aktionen
auf das 50-jahrige Bestehen des Frauenstimm- und -wahlrechts Bezug genommen. Mit
Corona-bedingter Verspatung fand im September die offizielle Feier des Bundes statt.
Ende Oktober tagte zum zweiten Mal nach 1991 die Frauensession, die insgesamt 23
Forderungen zu unterschiedlichen Themen als Petitionen verabschiedete. Darlber
hinaus wurde an diesen Anldssen auch Uber die Gewahrung politischer Rechte an
weitere Gruppen diskutiert, so etwa an Personen ohne Schweizer Pass, Minderjahrige
und Menschen mit einer Beeintrachtigung. Bezlglich Letzteren nahm der Standerat im
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Herbst 2021 ein Postulat an, das den Bundesrat aufforderte, Massnahmen aufzuzeigen,
damit auch Menschen mit einer geistigen Behinderung uneingeschrankt am politischen
und offentlichen Leben teilhaben kénnen.

Wie die APS-Zeitungsanalyse 2021 zeigt, erhielten Fragen rund um die Familien- und
Gleichstellungspolitik im Jahr 2021 im Gegensatz zu Fragen zur Asyl- und
Migrationspolitik Uberaus starke mediale Aufmerksamkeit. Der Zeitvergleich macht
Uberdies deutlich, dass die Berichterstattung im Bereich Asyl und Migration Uber die
letzten Jahre konstant an Bedeutung eingebdsst hat.

Dieses fehlende Interesse der Medien ist ob der umstrittenen Gesetzesdnderungen des
Parlaments im Bereich Asylpolitik, welche die Grundrechte der Asylsuchenden
einschréankten, bemerkenswert. So kénnen Schweizer Behdérden kinftig mobile Gerate
der Asylsuchenden verwenden, um beim Fehlen von Ausweispapieren Rickschlisse auf
die Identitat einer Person zu gewinnen. Dieser Beschluss provozierte eine negative
Reaktion des UNHCR. Zudem schuf das Parlament ein Reiseverbot fur vorldufig
aufgenommene Personen und entschied, dass Personen in Ausschaffungshaft zum
Wegweisungsvollzug zur Durchfihrung eines Covid-19-Tests gezwungen werden
kénnen. Unterschiedliche Ansichten vertraten die beiden Rate in Bezug auf junge
Asylbewerbende. So lehnte es der Standerat ab, die Administrativhaft fur Minderjahrige
abzuschaffen, nachdem sich der Nationalrat flr diese Forderung im Vorjahr noch offen
gezeigt hatte. Ebenso setzte sich der Nationalrat im Berichtsjahr durch Unterstitzung
einer Motion daflr ein, dass Personen mit abgewiesenem Asylentscheid ihre berufliche
Ausbildung beenden durfen, wahrend sich der Standerat nach der Beratung einer
anderen Motion gegen diese Moglichkeit aussprach. Schliesslich wollte der Stéanderat
den Familiennachzug von Schutzbedlrftigen erschweren, wogegen sich der Nationalrat
aber erfolgreich straubte. Im Sammelstadium scheiterte Uberdies eine Volksinitiative
des ehemaligen Nationalrats Luzi Stamm, gemass welcher Asylbewerbende in der
Schweiz nur noch mit Sachleistungen hatten unterstitzt werden sollen: Seine
Volksinitiative «Hilfe vor Ort im Asylbereich», die in erster Linie Flichtlingen primér in
der Néhe der Krisengebiete und nicht in der Schweiz helfen wollte, scheiterte an den
direktdemokratischen Hurden. %

Jahresriickblick 2022: Soziale Gruppen
von Viktoria Kipfer und Marlene Geber

Die Schweizer Asylpolitik wurde vor allem im Frihjahr 2022 primar durch den Krieg in
der Ukraine gepragt, wie auch die Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse zeigt. So
aktivierte die Schweiz im Marz 2022 erstmals den Schutzstatus S, der es den
Gefllchteten aus der Ukraine erlaubt, ohne regulares Asylverfahren in der Schweiz eine
Aufenthaltsgenehmigung zu erhalten. Bis im November 2022 fanden so rund 70'000
Flichtende aus der Ukraine in der Schweiz Schutz. Das Zusammenleben zwischen
Gefllchteten aus der Ukraine und Schweizerinnen und Schweizern nahm zu Beginn des
Krieges eine Hauptrolle in der medialen Berichterstattung ein. So zeigten sich viele
Schweizerinnen und Schweizer vor allem zu Beginn solidarisch mit den Flichtenden,
von denen in der Folge rund die Halfte bei Privatpersonen unterkam, wie die SFH
berichtete. Gleichzeitig wurde der Schutzstatus S aber auch als «faktische
Ungleichbehandlung» der Ukrainerinnen und Ukrainer gegenlber allen anderen
Asylsuchenden kritisiert. Folglich wurden im Parlament zahlreiche Vorstdsse zum neuen
Schutzstatus eingereicht, welche diesen unter anderem einschranken oder anpassen
wollten - jedoch erfolglos. Insgesamt fuhrte die Zeitungsberichterstattung zur
Asylpolitik im Zuge des Ukraine-Kriegs zu einem deutlichen Anstieg des medialen
Interesses des Jahres 2022 zum Thema «Soziale Gruppen» gegeniber dem Vorjahr (vgl.
Abbildung 2 der APS-Zeitungsanalyse).

Diskutiert wurden auch allgemeine Neuregelungen bei den Asylsuchenden, etwa zur
Schaffung der  Moglichkeit, dass Asylsuchende nach einem negativen
Aufenthaltsentscheid ihre Lehre in der Schweiz beenden durften. Dieser Vorschlag
scheiterte jedoch im Standerat. Hingegen sprach sich der Nationalrat fir zwei Motionen
fur eine Erleichterung des Zugangs zu einer beruflichen Ausbildung fur abgewiesene
Asylsuchende und Sans-Papier sowie fur die Ermoéglichung der Erwerbstatigkeit auch im
Falle eines negativen Asylentscheids aus. Unverédndert bestehen blieben die
zwangsweisen Covid-19-Tests von Abgewiesenen bei der Rickstellung in ihr
Herkunftsland, welche das Parlament bis ins Jahr 2024 verlangerte. Finanzielle
Unterstlatzung wollte der Bundesrat schliesslich Kantonen mit Ausreisezentren an der
Landesgrenze in Ausnahmesituationen gewéahren, National- und Standerat nahmen
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jedoch gewichtige Anderungen an der entsprechenden Revision des AlG vor.

Im Jahre 2022 unternahmen Bundesrat und Parlament einige Anstrengungen bei der
Bekampfung von hauslicher Gewalt und Gewalt an Frauen. Einerseits inspirierte ein
Bericht zu Ursachen von Homiziden im hauslichen Umfeld eine Vielzahl verschiedener
Vorstésse, andererseits diente auch die Ratifikation der Istanbul-Konvention als
Ansporn zur Lancierung parlamentarischer Vorlagen gegen héusliche und
geschlechterbezogene Gewalt. Als Erbe der letztjahrigen Frauensession wurde zudem
ein erster Vorstoss, der nationale Praventionskampagnen gegen Gewalt fordert,
Uberwiesen. Wahrend sich bei diesem Thema eine Allianz von Frauen verschiedenster
Parteien beobachten liess, fand ein Vorstoss aus dem rechten Lager, mit dem Gewalt an
Frauen kinftig mit einer Freiheitsstrafe geahndet werden musste, im Parlament keine
Mehrheit. Des Weiteren rlckte auch die Mehrdimensionalitédt der Gewalt an Frauen im
Rahmen intersektionaler Vorstdsse in den Fokus. Einerseits erhielt die Forderung nach
verbessertem Schutz auslandischer Opfer vor hauslicher Gewalt mehr Aufmerksamkeit,
andererseits wurde die Schutzbedurftigkeit von Menschen mit Behinderung bei
hauslicher Gewalt hervorgehoben. Zwei weitere, im Friuhjahr 2022 lancierte Vorlagen
mit dem Titel «Wer schléagt, geht!» beschéftigten sich mit dem Wohnverhéltnis nach
Vorféllen der hauslichen Gewalt, wahrend sich der Nationalrat in der Sommersession
flr eine nationale Statistik Uber Kinder, die Zeuginnen und Zeugen von héuslicher
Gewalt sind, aussprach. Zuletzt forderten Vertreterinnen unterschiedlicher Parteien in
sechs parlamentarischen Initiativen, Aufrufe zu Hass und Gewalt aufgrund des
Geschlechts der Antirassismus-Strafnorm zu unterstellen, was von der erstberatenden
RK-NR beflrwortet wurde.

Die Idee eines «pacte civil de solidarité» (Pacs) treibt die Schweiz bereits seit
mehreren Jahren um, was im Friuhjahr 2022 in einem Bericht des Bundesrats Uber die
«Ehe light» mindete. Auf Grundlage des Berichts wurde bereits ein parlamentarischer
Vorstoss zur Schaffung entsprechender Rechtsgrundlagen im Standerat eingereicht.
Auch die Regulierung von Schwangerschaftsabbriichen fand im Jahr 2022 Platz auf der
politischen Agenda. Denn Ende 2021 hatten Vertreterinnen und Vertreter der SVP zwei
Volksinitiativen lanciert, welche die Zahl von Schwangerschaftsabbrichen reduzieren
wollten: einerseits die Initiative «Fir einen Tag Bedenkzeit vor jeder Abtreibung
(Einmal-dartuber-schlafen-Initiative)» und andererseits die Initiative «Flr den Schutz
von ausserhalb des Mutterleibes lebensfahigen Babys (Lebensféhige-Babys-retten-
Initiative)». 2022 fihrten diese Anliegen auch innerhalb der SVP zu Diskussionen;
insbesondere jlngere Vertreterinnen der Volkspartei dusserten sich dezidiert dagegen.
Dieser Konflikt mindete unter anderem in der Ablehnung hauseigener Vorstdsse durch
eine Minderheit der SVP-Fraktion in der Sondersession 2022. Umgekehrt hatten es
auch Vorstdsse, die auf einen flachendeckenden und hirdenfreien Zugang zu
Abtreibung abzielten, 2022 nicht leicht im Parlament.

Betreffend die Familienplanung sprachen sich beide Réte flr eine Legalisierung der
Eizellenspende fir Ehepaare aus. Unter anderem weil die parlamentarische Initiative
zur Uberfiihrung der Anstossfinanzierung fir die familienexterne Kinderbetreuung in
eine zeitgemasse Losung den Sprung ins Sessionsprogramm 2022 verpasst hatte,
stimmten National- und Sténderat einer Verlangerung der Bundesbeitrage an die
familienexterne Kinderbetreuung bis Ende 2024 zu. Um jedoch die Kosten fur die
familienerganzende Kinderbetreuung zu senken und die Anzahl Kitaplatze zu erhéhen,
wurde im Frihjahr 2022 eine Volksinitiative «Fir eine gute und bezahlbare
familienergédnzende Kinderbetreuung fur alle (Kita-Initiative)» lanciert. Auch die
Annahme der «Ehe fir alle» im September 2021 blieb nicht folgenlos im Parlament: Da
gleichgeschlechtliche Paare nach der Heirat bei der Familienplanung weiterhin
eingeschrankt seien, setzten sich zwei Motionen mit der rechtlichen Anerkennung der
Elternschaft gleichgeschlechtlicher Paare auseinander, um deren Gleichberechtigung
auch Uber die «Ehe flr alle» hinaus voranzutreiben.

DarUber hinaus wurde 2022 eine Reihe von Forderungen aus der zweitéagigen
Frauensession 2021 vom Parlament aufgegriffen. Zwei Motionen zum Einbezug der
Geschlechterperspektive in der Medizin stiessen in der Herbstsession 2022 in der
grossen Kammer auf Akzeptanz. In Anbetracht des bevorstehenden digitalen Wandels
fokussierten andere, auf die Frauensession zurlckgehende erfolgreiche
parlamentarische  Vorstésse  auf den  Einbezug von  Frauen in die
Digitalisierungsstrategie des Bundes. In Anbetracht der in der Frauensession
eingereichten Petitionen reichten die betroffenen Kommissionen auch mehrere
Postulate ein, welche unter anderem Berichte zur Strategie zur Integration von Frauen
in MINT-Berufen, zur Evaluation der schulischen Sexualaufklarung und zur Aufwertung
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der Care-Arbeit forderten - sie wurden allesamt angenommen.

In der LGBTQIA-Politik nahm besonders die Diskussion Uber die Existenz und das
Verbot von Konversionstherapien viel Platz ein. Nach der Annahme der «Ehe fir alle»
waren 2021 drei parlamentarische Initiativen zum Verbot von Konversionstherapien
eingereicht, spater aber wegen einer lancierten Kommissionsmotion zurtckgezogen
worden. Angenommen wurde hingegen ein Postulat, das die Datengrundlage zum
Vorkommen von Konversionsmassnahmen in der Schweiz verbessern mochte.

Auch die Gleichstellung gehérloser und hérbehinderter Menschen sollte gemaéss
Parlament vorangetrieben werden, weshalb National- und Sténderat eine Motion zur
Schaffung eines Gesetzes zur Anerkennung der Gebardensprachen annahmen.

Migrationspolitik

1997, als das Doppeljubilaum ,1560 Jahre Bundesstaat®™ und ,50 Jahre UNO-
Menschenrechte™ bevorstand, hatte sich der Nationalrat grosszlgig gezeigt. 111
Parlamentarierinnen und Parlamentarier unterzeichneten damals eine Motion
Fankhauser (sp, BL), die analog zur Praxis in den Nachbarldndern Frankreich und Italien
eine Amnestie fiir ,Papierlose™ verlangte, deren effektive Zahl im Dunkeln liegt.
Fankhauser dachte dabei vor allem an Saisonniers, die nach Ablauf ihrer
neunmonatigen Bewilligung nicht in die Heimat zurlckkehren, an die ,versteckten™
Familienangehdrigen von Saisonniers sowie an eine weitere Anzahl von Personen, die
aus verschiedenen Gruinden ihre Aufenthaltserlaubnis verloren haben. Dieser Vorstoss
verstand sich auch als Beitrag zur Bekampfung der Schwarzarbeit. Der Bundesrat
beantragte, die Motion in ein Postulat umzuwandeln, da zwei unterschiedliche Anliegen
(Straferlass und aufenthaltsrechtliche Regelung) vermengt wiirden; letztere kénnte nur
durch eine Revision des Anag oder durch einen befristeten Bundesbeschluss umgesetzt
werden. Der Zircher SVP-Abgeordnete Fehr wollte auch das Postulat ablehnen, da
damit Unrecht zu Recht erkléart wiirde, unterlag aber mit 66 zu 40 Stimmen; zustimmen
mochten dem Postulat neben dem links-griinen Lager nur noch ein Dutzend Mitglieder
der CVP, einige welsche Liberale und Freisinnige, sowie - als einziger Deutschschweizer
seiner Partei - FDP-Prasident Steinegger (UR). *®

Zuerst in der Romandie, dann immer stérker auch in der Deutschschweiz trat eine von
Fachleuten auf 70 000 bis 180 000 Personen geschéatzte Ausléndergruppe an die
Offentlichkeit, die bisher kaum beachtet worden war: die ,Papierlosen" (.sans-
papiers™), Menschen ohne Aufenthaltsrecht, die mehrheitlich vor Jahren regulér
eingereist sind, die aber wegen einer wechselnden Auslédnderpolitik (v.a. Aufhebung des
Saisonnierstatuts fir Personen aus dem friiheren Jugoslawien) resp. aus persénlichen
Griinden (Scheidung, Abschluss der Ausbildung) in der Zwischenzeit ihre
Aufenthaltserlaubnis verwirkt haben oder deren Asylgesuch abgelehnt worden ist, die
jedoch wegen Burgerkriegswirren bzw. mangels wirtschaftlicher Perspektiven im
Heimatland nicht dorthin zurlickkehren kénnen oder wollen. Im Lauf des Sommers
machten sie vor allem durch Kirchenbesetzungen und Kundgebungen auf sich
aufmerksam und verlangten eine kollektive Regelung ihrer Situation. Der Bundesrat
erklarte umgehend, eine Pauschalldsung komme flr ihn nicht in Frage, stellte jedoch
eine Einzelfallpriifung in Aussicht und forderte die Kantone auf, die entsprechenden
Dossiers den Bundesbehdrden zuzustellen. *

Einer der Hauptgriinde, weshalb derart wenige Hartefallgesuche eingereicht wurden,
ist (neben dem Desinteresse vieler Deutschschweizer Kantone) die Angst der
Betroffenen, aufgrund des Gesuchs lokalisiert und dann ausgeschafft zu werden. Der
Tessiner CVP-Nationalrat Robbiani ersuchte deshalb den Bundesrat in einem Postulat,
die Kantone einzuladen, eine besondere Kommission einzurichten, die sich in erster
Linie aus Vertreterinnen und Vertretern der am meisten betroffenen Institutionen
zusammensetzt (Hilfsorganisationen, Gewerkschaften usw.). Diese Zwischeninstanz
wirde die Falle priufen, bevor die Kantone die Gesuche den Bundesbehdrden
unterbreiten. Im Namen der Rechtsgleichheit beantragte die Regierung, das Postulat
abzulehnen. Dieses wurde von Wasserfallen (fdp, BE) bekdmpft und die Behandlung
deshalb verschoben. Ende November erklarte der Kanton Waadt, bis Ende April 2003
darauf zu verzichten, jene Sans-Papiers auszuweisen, die sich seit mindestens sechs
Jahren im Kanton aufhalten; bis dahin soll eine Arbeitsgruppe aus Behordenvertretern,
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Sozialpartnern und Sans-Papiers-Organisationen eine Globalldsung erarbeiten. “°

Diskussionslos lehnte der Nationalrat ein Postulat Pfister (cvp, ZG) ab, das einen Bericht
Uber sich illegal in der Schweiz aufhaltende Auslander verlangt hatte. In seiner Antwort
erklarte der Bundesrat, eine im Frihjahr im Auftrag des Bundesamts fur Migration
veroffentlichte Studie schatze die Zahl der Sans-Papiers auf 80-100 000 - weniger als
erwartet. Wo sich diese Personen aufhielten, sei abhangig vom Urbanisierungsgrad
einer Region, der Dichte der auslandischen Bevolkerung und der Wirtschaftskonjunktur.
Die Papierlosen k&men aus unterschiedlichen Herkunftsstaaten (insbesondere
Lateinamerika, Ost- und Stdosteuropa), seien mehrheitlich zwischen 20 und 40 Jahre
alt, lebten meistens ohne Familie in ,anonymen™ stadtischen Gebieten und arbeiteten
in Haushaltungen, dem Gast-, Bau- und dem Reinigungsgewerbe, aber auch in der
Landwirtschaft zu tiefen Loéhnen (1000-2000 Fr. monatlich) und mit langen
Arbeitszeiten. Sans-Papiers wuirden kaum kriminell, um ihren ohnehin prekaren
Aufenthalt nicht zusatzlich zu gefahrden. *

Im Berichtsjahr verabschiedete das Parlament eine Anderung der Vorschriften iiber die
Eheschliessung, mit der Scheinehen und Zwangsheiraten unterbunden werden sollen.
Ausléandische  Brautleute mussen kinftig im  Vorbereitungsverfahren ihren
rechtméssigen Aufenthalt in der Schweiz nachweisen. Zudem sind die Zivilstandsamter
verpflichtet, die zustédndigen Auslanderbehdrden zu informieren, wenn sich
Heiratswillige illegal im Land aufhalten. Die neuen Bestimmungen des Zivilgesetzbuches
gehen auf eine parlamentarische Initiative Brunner (svp, SG) zurlick. Der Nationalrat
stimmte in der Frihjahrssession dem Entwurf seiner vorberatenden Kommission zu. Ein
Nichteintretensantrag der SP wurde mit 104 zu 68 Stimmen abgelehnt. Der Standerat
hiess die Vorlage in der Sommersession ebenfalls gut. Auch in der kleinen Kammer
wurden die neuen Bestimmungen von den linken Parteien bekédmpft. Sie machten in der
Debatte  geltend, mit der Anderung werde ein  verfassungs- und
menschenrechtswidriges Heiratsverbot fir ,Sans-Papiers™ geschaffen. *?

En septembre 2016, le Conseiller national Giezendanner (udc, AG) a déposé une
initiative parlementaire visant a supprimer I'obligation de s'assurer pour les personnes
en séjour illégal. Selon la loi sur I'assurance maladie, toute personne domiciliée en
Suisse est tenue de s'assurer, les personnes sans-papiers y compris. Selon le député
agrarien, il est choquant de soumettre a cette obligation les personnes sans statut de
séjour légal, car il faudrait plutot "punir en expulsant” ces personnes qui "enfreignent la
loi en permanence”.

La CSSS-N a proposé a son conseil de ne pas entrer en matiere sur l'initiative. D'une
part, la problématique des sans-papiers doit étre considérée d'un point de vue plus
global, ce que la commission proposera dans une motion déposée en janvier 2018
(18.3005). D'autre part, exclure les personnes sans-papiers de |'assurance-maladie
entrafnerait des colts trop importants pour les fournisseurs de prestations, les cantons
et les communes. Le jour du dépdt de la motion de la CSSS-N, Ulrich Giezendanner a
retiré son initiative. **

La motion de la CSSS-CN est une réponse a deux événements: |'opération Papyrus dans
le canton de Geneve et I'initiative parlementaire Giezendanner (16.467). Les deux ayant
remis au centre des débats la complexité de la thématique des sans-papiers, la
commission souhaite s'y atteler une bonne fois pour toute, en demandant une
législation cohérente sur les sans-papiers. |l s'agirait de supprimer I'obligation de
s'assurer pour les sans-papiers, tout en assurant un service de I'Etat en cas de
problémes de santé, de punir plus séverement les personnes employant des travailleurs
et travailleuses sans statut Iégal, de mieux échanger les informations entre services
étatiques et enfin de préciser les critéres de régularisation du séjour, appelée «cas de
rigueur». Une minorité féminine socialiste, verte et démocrate-chrétienne de la
commission propose de rejeter la motion. Le Conseil fédéral s'est prononcé en
défaveur de I'objet. La CIP-CN, & 12 voix contre 12 et une abstention, avec la voix
prépondérante de son président, a également recommandé de rejeter la motion, par
crainte de répercussions imprévisibles sur les finances des cantons et des communes.
C'est pour cette raison que la CIP-CN a lancé son postulat «Pour un examen global de la
problématique des sans-papiers». La motion a donc été retirée le 18 mai 2018. *
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En avril 2018, la Commission des Institutions Politiques du Conseil national (CIP-CN) a
déposé un postulat pour un examen global de la problématique des sans-papiers.
Faisant référence a I'«Opération Papyrus» menée dans le canton de Genéve, qui avait
permis la régularisation d'un millier de personnes sans-papiers actives sur le marché du
travail, la commission souhaite que le Conseil fédéral s'attelle a I'examen de différents
points. Il s'agit de faire la lumiere sur le droit d'affiliation aux assurances sociales et les
conséquences du retrait de ces droits, pour la Confédération, les cantons et les
communes ainsi que pour les personnes sans-papiers concernées, sur l'acces a |'école
pour les enfants, I'application des normes pénales ainsi que la pratique usuelle de
régularisation, notamment le nombre de ces régularisations et les autres solutions
envisageables pour les personnes sans permis de séjour.

Le postulat, qui faisait suite a la motion de la CSSS-CN intitulée «Pour une législation
cohérente sur les sans-papiers», a été accepté par le Conseil national & I'unanimité lors
de la session d'été 2018. *°

Selon le député Raymond Clottu (udc, NE) les colts engendrés par les personnes
requérantes d'asile et sans-papiers dans le domaine de la santé seraient supérieurs a
ceux du reste de la population. Il tient cette information de différentes sources,
principalement du personnel de santé et des assureurs maladie. L'agrarien exige donc
du Conseil fédéral un rapport «lisible avec un maximum de 10 pages>» sur le colt des
requérants d'asile et des sans-papiers en matiére de santé.

Le ministre de I'Intérieur Alain Berset, représentant le Conseil fédéral, s'oppose a ce
postulat pour diverses raisons. Premierement, un tel rapport existe déja. Il avait été
publié en mars 2011 en réponse au postulat Heim 09.3484. Le socialiste précise en
outre que des statistiques sur les colts engendrés par les personnes sans-papiers sont
extrémement difficiles & établir, notamment en raison du nombre vraisemblablement
important d'entre elles qui ne sont pas assurées et de la situation de clandestinité dans
laquelle elles doivent vivre. Cependant, les chiffres concernant les personnes requérant
|'asile sont connus: si les dépenses moyennes, par personne, de cette catégorie de la
population sont effectivement plus hautes de 8,8%, elles ne représentent au total que
0.67% des colts totaux a la charge de I'assurance obligatoire des soins.

Le postulat a été rejeté par 97 voix contre 87 (provenant de I'UDC, du PLR et du PDC) et
4 abstentions. *

Alarmé par |'opération papyrus de Geneéve, le groupe UDC, représenté par la députée
Amaudruz a lancé sa motion «autorisations de séjour accordées aux clandestins. La
pratique genevoise doit étre suspendue». L'article 30 de la LEtr, qui permet de
déroger aux conditions d'admission, notamment dans des cas individuels d'extréme
gravité ou de risque d'exploitation dans I'exercice d'une activité lucrative, a selon
I'Union du Centre été interprété de maniere trop libérale par les autorités genevoises.
Elle demande donc la suspension immédiate du projet papyrus et que cette pratique ne
soit pas appliquée dans d'autres cantons, au moins jusqu'a ce que le Parlement
examine l'initiative parlementaire «la clandestinité n'est pas un cas de rigueur», sur la
méme thématique.

La conseillere fédérale Sommaruga a défendu le projet papyrus, soulignant qu'il a
permis de régulariser prés de 500 enfants et a eu pour conséquence une augmentation
des inscriptions et donc des cotisations aux assurances sociales. Elle a en outre rappelé
que le projet était limité a la fin de I'année 2018 et qu'il était de surcroit impossible
pour le Conseil fédéral d'interrompre un projet cantonal. Les députées et députés ont
penché de son co6té, puisque la motion a été rejetée par tous les partis (125 voix, deux
abstentions PLR). Les 62 voix UDC n'ont pas été suffisantes. ¥/

Der in Erflllung eines Postulats der SPK-NR erschienene Bericht zur gesamthaften
Priifung der Problematik der Sans-Papiers evaluierte in erster Linie die Auswirkungen
der geltenden Sozialversicherungspflicht fur die schatzungsweise 76'000 in der Schweiz
lebenden Sans-Papiers. Fur Personen ohne geregelten Aufenthaltsstatus gilt in der
Schweiz die Pflicht, sich bestimmten Sozialversicherungen anzuschliessen, und das
Recht, entsprechende daraus erwachsende Leistungen zu beziehen. Da zum Anschluss
an die Krankenversicherung, die Unfallversicherung, die AHV, die IV, die
Erwerbsersatzordnung und die Familienzulagen in der Regel kein Nachweis des
rechtméssigen Aufenthalts erbracht werden muss, kénnen sich Sans-Papiers diesen
Versicherungen anschliessen - dies im Unterschied zur Sozialhilfe, zu den
Erganzungsleistungen und zur Arbeitslosenversicherung. In seinem Bericht kam der
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Bundesrat zum Schluss, dass ein Ausschluss von Sans-Papiers von den
Sozialversicherungen verschiedenen volkerrechtlichen Verpflichtungen der Schweiz,
insbesondere im Rahmen des UNO-Pakts |, der Kinderrechtskonvention und der EMRK,
zuwiderlaufen wuirde. Auch mit den in der Bundesverfassung festgehaltenen
Sozialzielen ware ein solcher Ausschluss nicht vereinbar. Nicht zuletzt befurchtete der
Bundesrat bei einem Sozialversicherungsausschluss eine Umwalzung der Kosten auf die
Kantone und Gemeinden via die Nothilfe sowie einen starkeren finanziellen Anreiz fir
Arbeitgebende zur Beschaftigung von Sans-Papiers, da sie flur diese keine
Sozialversicherungsbeitrage zu entrichten hatten. Aus diesen Grunden und nach
Prifung moglicher Alternativen mochte der Bundesrat an der bisherigen Praxis
festhalten. Ebenso lehnte der Bundesrat in seinem Bericht Teilregularisierungen oder
kollektive Regularisierungen dieser Personengruppe ab. Auch hier verwies er auf die
geltenden Bestimmungen, die den féderalen Einheiten ausreichend Spielraum fur die
Bewilligung von Hartefallen lassen wirden. *¢

Im Rahmen der Beratungen zum Bericht Uber Motionen und Postulate der
gesetzgebenden Rate im Jahr 2020 schrieb der Nationalrat das Postulat der SPK-NR,
das eine gesamthafte Priifung der Problematik der Sans-Papiers verlangte, in der
Sommersession 2021 nach Erscheinen eines entsprechenden Berichts in Erfullung des
Vorstosses ab. *

Nachdem der Stadnderat die Motion von Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU) aufgrund
eines Ordnungsantrages an die SPK-SR zur Vorberatung Uberwiesen hatte, empfahl
diese den Vorstoss im Méarz 2021 mit 8 zu 4 Stimmen zur Ablehnung. In der
Herbstsession 2021 beugte sich sodann der Standerat Uber die Motion, welche
forderte, dass der Bundesrat in Krisenzeiten die Situation von Menschen, die keinen
rechtlich geregelten Status haben, beriicksichtigt. Eine Kommissionsmehrheit und der
Bundesrat lehnten den Vorstoss unter anderem ab, weil es sich erstens um Personen
handle, die eigentlich gar nicht in der Schweiz sein durften, sie zweitens bereits jetzt
Zugang zum Gesundheitswesen sowie zu Nothilfe hatten und weil drittens das AIG
wahrend Krisenzeiten bereits erlaube, dass Hartefalle eine Aufnahmebewilligung
erhielten, wie Philippe Bauer (fdp, NE) fur die Kommission ausfiihrte. Mathias Zopfi
(gps, GL) hielt im Namen der Minderheit dagegen, dass sich gerade Sans-Papiers aus
Angst vor einer Abschiebung eben nicht trauen wlirden, mit den Behérden in Kontakt zu
treten, um Nothilfe zu beantragen, weshalb diese Motion aus seiner Sicht
zielflhrendere Ldsungen in Zusammenarbeit mit Hilfsorganisationen vorsehe. Dies
schien den Sténderat aber nicht zu Uberzeugen - er lehnte die Vorlage mit 27 zu 13
Stimmen (1 Enthaltung) ab. *°

Asylpolitik

Der Nationalrat

verfeinerte den “Papierlosen-Beschluss” noch einmal. Er ibernahm die vom Standerat
beschlossene Frist und prézisiert, dass neben den Ublichen Identitatspapieren auch
alle Dokumente anerkannt werden sollen, die es erlauben, eine Person zu identifizieren
(Fihrerausweis, Geburtsurkunde usw.). Da auch der Stdnderat bereit war, dies sowohl
ins Asylgesetz wie in den Dringlichen Bundesbeschluss aufzunehmen, waren in beiden
Vorlagen die letzten Differenzen ausgerdumt. Das revidierte Asylgesetz passierte mit 114
zu 59 Stimmen im Nationalrat und mit 36 zu 5 Stimmen im Stéanderat. Es blieb nur noch
zu entscheiden, ob wirklich Dringlichkeitsrecht zum Zug kommen sollte oder nicht. Der
Nationalrat stimmte dem mit 104 zu 58 Stimmen zu, der Standerat mit 36 zu 6 Stimmen.
Damit traten die Bestimmungen des neuen Bundesbeschlusses funf Tage nach der
Schlussabstimmung auf den 1. Juli in Kraft. *

Depuis quelques années, le délit de solidarité fait parler de Ilui dans le domaine de
|'asile et des personnes exilées. Les procées de Cédric Herrou et Pierre-Alain Mannoni
en France, Pia Klemp, Carola Rackete et Claus-Peter Reisch en Allemagne ont soulevé le
débat sur la Iégitimité des lois face a des situations de détresse. En Suisse aussi, la
question s'est posée. En 2017 déja, la députée au parlement tessinois Lisa Bosia Mirra
était condamnée pour avoir aidé de jeunes demandeurs d'asile mineurs a passer la
frontiere entre I'ltalie et la Suisse. Bastien, Théo et Eleonora, dits les 3 de Briancon, ont
été jugé-e-s en 2018 pour des faits similaires, de méme que le pasteur Norbert Valley,
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qui hébergeait un homme sans-papiers togolais. La doyenne de ces désobéissant-e-s,
Anni Lanz, a fait appel en ao(it 2019 contre sa condamnation a 800 francs d'amende,
pour avoir ramené en Suisse un requérant d'asile afghan débouté, qui souffrait de
stress post-traumatique et dont la sceur vit en Suisse. Le juge cantonal s'est montré
inflexible, estimant que la militante de 73 ans aurait pu trouver une autre solution pour
venir en aide a son ami.

Si ces situations sont les plus médiatisées, elles ne sont pourtant pas isolées. Lors de
I'année 2017 en Suisse, 1175 personnes ont été condamnées pour incitation au séjour
illégal, selon la WOZ. Une grande partie d'entre-elles auraient agi pour des motifs
humanitaires.

L'initiative parlementaire Mazzone (verts, GE), ainsi que la pétition qui la soutient,
visent la suppression du délit de solidarité en Suisse. *

Afin de soutenir l'initiative parlementaire Mazzone (verts, GE) contre le délit de
solidarité, les ONG Amnesty International et Solidarité sans frontieres ont déposé une
pétition intitulée «la solidarité n'est pas un crime». Le texte, paraphé de prés de
30'000 signatures a été déposé a la chancellerie en décembre 2019. Il était
accompagné d'une déclaration de 200 avocats et avocates affirmant leur «engagement
a défendre toute personne poursuivie pour avoir fait preuve de solidarité envers un
étre humain dans le besoin».

Zur Einddmmung der Covid-19-Pandemie und zum gesundheitlichen Schutz von
Personen ohne rechtlich geregelten Aufenthaltsstatus verlangte Stefania Prezioso Batou
(egsols, GE) in einer im Mai 2020 eingereichten Motion die generelle Legalisierung von
Sans-Papiers. Die Genfer Nationalrdtin beflirchtete, dass sich Sans-Papiers bei
Erkrankungen nicht in Gesundheitseinrichtungen wagen wirden, da sie Angst hatten,
denunziert und ausgewiesen zu werden. Ebenfalls wirde eine Legalisierung dieser
Personengruppe auch Zugang zur Sozialhilfe verschaffen, was in Zeiten einer
«Wirtschafts- und Gesellschaftskrise» besonders wichtig sei. Der Bundesrat stellte sich
ablehnend zum Anliegen. Zum einen beflrchtete er eine Sogwirkung durch eine
«kollektive Regularisierung» und zum anderen vertrat er die Ansicht, dass die
bestehenden Bestimmungen und Massnahmen im Sozial- und Gesundheitsbereich
ausreichten. Ferner verwies er auf den in Erflllung eines Postulats der SPK-NR zu
erstellenden Bericht, der unter anderem Losungswege betreffend
Sozialversicherungsanspriiche von Sans-Papiers aufzeigen soll. In der Frihjahrssession
2022 teilte die Mehrheit des Nationalrats die Ansicht der Regierung und lehnte die
Motion mit 127 zu 63 Stimmen ab. Das Anliegen wurde lediglich von den geschlossen
stimmenden Fraktionen der SP und der Grinen beflrwortet. *

Mit insgesamt neun im Jahr 2021 lancierten Vorstdossen verlangte die SVP-Fraktion
verstarkte «Massnahmen gegen die illegale Migration». Im April 2022 behandelte die
SPK-NR zwei parlamentarische Initiativen aus dieser Serie. Mit 13 zu 8 Stimmen lehnte
sie die erste parlamentarische Initiative ab, die die Aufhebung der
Versicherungspflicht fiir Sans-Papiers forderte. Die SVP-Fraktion argumentierte, dass
es aufgrund der «Rechtswidrigkeit ihres Aufenthaltls] [...] stossend» sei, die
Allgemeinheit fur die Versicherungskosten von Sans-Papiers aufkommen zu lassen.
Durch die Versicherungspflicht werde der Aufenthalt von Sans-Papiers zudem noch
legitimiert, so die Volkspartei. Bei einem Wegfall der Versicherungspflicht mussten die
Gesundheitskosten von den Gemeinden und Kantonen finanziert werden, was nur
konsequent sei, da diese den Aufenthalt der betreffenden Personen duldeten. Die
Mehrheit der Kommission erachtete die Situation von Personen ohne
Aufenthaltsbewilligung als «unbefriedigend»; ihr erschien die vorgeschlagene
Massnahme jedoch nicht als geeignet, um diese unbefriedigende Situation zu
verbessern. Mit ebendieser Argumentation gab sie auch der zweiten parlamentarischen
Initiative in der oben erwéhnten Serie keine Folge (Pa.lv. 21.446). Noch ausstehend ist
die Erstberatung der verbleibenden sieben Vorstdsse - allesamt Motionen - durch den
Nationalrat. **
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Mit insgesamt neun im Jahr 2021 lancierten Vorstdssen verlangte die SVP-Fraktion
verstarkte «Massnahmen gegen die illegale Migration». Im April 2022 behandelte die
SPK-NR zwei parlamentarische Initiativen aus dieser Serie. Dabei lehnte sie die
Forderung, dass wesentliche Vertragsabschliisse nur noch bei Vorliegen einer
Wohnsitzbestatigung moglich sein sollen, mit 16 zu 7 Stimmen ab. Die Annahme der
Forderung der SVP wuirde dazu fuhren, dass etwa der Abschluss eines Mietvertrags,
einer Unfall- oder Fahrzeugversicherung oder auch eines Mobilfunkvertrags fir Sans-
Papiers erheblich erschwert wlrde. Die Mehrheit der Kommission erachtete die
Situation von Personen ohne Aufenthaltsbewilligung als «unbefriedigend»; ihr erschien
die vorgeschlagene Massnahme jedoch nicht als geeignet, «<um diese Problematik
anzugehen». Mit ebendieser Argumentation gab sie am selben Tag auch der zweiten
parlamentarischen Initiative in der oben erwéhnten Serie keine Folge (Pa.lv. 21.445). %

Im April 2022 beschloss die SPK-NR mit 11 zu 10 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) die
Lancierung einer Motion, mit welcher sie einen «erleichterten Zugang zur beruflichen
Ausbildung fiir abgewiesene Asylsuchende und Sans-Papiers» forderte. Seit 2013 muss
eine Person mindestens flinf Jahre lang durchgehend die obligatorische Schule in der
Schweiz besucht haben und eine gute Integration vorweisen kénnen, um eine
Héartefallbewilligung fur eine Berufslehre zu erhalten. Der Bericht des Bundesrates
«Gesamthafte Prifung der Problematik der Sans-Papiers» habe nun aber gezeigt, dass
so bis ins Jahr 2020 lediglich 61 jugendliche Sans-Papiers eine Berufsausbildung hatten
starten kénnen. Folglich sei diese Regelung zu restriktiv, wie Céline Widmer (sp, ZH) im
Namen der Kommissionsmehrheit im Nationalrat fir die Vorlage argumentierte.
Basierend auf den Empfehlungen des Berichts solle der Bundesrat nun konkret prifen,
ob der erforderliche Besuch der obligatorischen Schule in der Schweiz von mindestens
funf auf zwei Jahre herabgesetzt werden kénne und ob auch Jugendliche, welche die
obligatorische Schule flr weniger als zwei Jahre oder gar nicht besucht haben,
miteinbezogen werden koénnten. Darlber hinaus solle auch die Méglichkeit von
anonymisierten Gesuchen geprift werden. Barbara Steinemann (svp, ZH) begriindete
die ablehnende Position der Minderheit unter anderem damit, dass Lehrbetriebe diese
Anpassung dazu nutzen kénnten, Asylsuchenden dabei zu helfen, eine
Aufenthaltsbewilligung zu erlangen, denn diese wirde flur die Dauer der beruflichen
Grundbildung automatisch gewahrt. Auch der Bundesrat lehnte die Motion ab, wobei
Justizministerin Karin Keller-Sutter unter anderem ausfihrte, dass damit eine
Ungleichbehandlung gegenutber jungen Asylsuchenden und Sans-Papiers geschaffen
wlrde, die studieren mochten, da diese strengeren Zulassungskriterien unterworfen
wéaren. Entgegen der Kommissionsminderheit und dem Bundesrat entschied sich der
Nationalrat jedoch mit 111 zu 73 Stimmen (bei 4 Enthaltungen), die Motion anzunehmen.
Die Fraktionen der SP, Grliinen und der GLP stimmten geschlossen fur die Vorlage und
wurden dabei von der Hélfte der FDP.Liberalen- sowie einer Zweidrittelmehrheit der
Mitte-Fraktion unterstitzt. *

In Form einer im Herbst 2020 eingereichten Motion verlangte die SVP-Fraktion unter
anderem, dass Personen ohne geregelten Aufenthaltsstatus, mit Ausnahme der
Notfallversorgung, von der Sozialversicherungspflicht ausgeschlossen werden. In der
Sommersession 2022 befand der Nationalrat Uber die Vorlage. Justizministerin Karin
Keller-Sutter fihrte aus, dass im neuen Bericht des Bundesrates zur «Gesamthaften
Prifung der Problematik der Sans-Papiers» aufgezeigt werde, dass ein Ausschluss der
Sans-Papiers von der Sozialversicherungspflicht auf Grund von volkerrechtlichen
Verpflichtungen nicht moglich sei. Der Nationalrat lehnte die Vorlage in der Folge mit
135 zu 53 Stimmen (0 Enthaltungen) deutlich ab, wobei alle 53 beflrwortenden
Stimmen aus der geschlossen stimmenden SVP-Fraktion stammten. ¥’

Mit 135 zu 55 Stimmen schloss sich der Nationalrat seiner SPK-NR an und gab einer
parlamentarischen Initiative der SVP, welche die Aufhebung der Versicherungspflicht
fiir Sans-Papiers forderte, in der Wintersession 2022 keine Folge. Lediglich die SVP-
Fraktion und vier Mitglieder der FDP.Liberalen-Fraktion hatten sich flr Folgegeben
ausgesprochen. Die SVP erachtete es als «stossend», Sans-Papiers trotz nicht Vorliegen
einer Aufenthaltsbewilligung einer Versicherungspflicht zu unterstellen, womit deren
Aufenthalt quasi legitimiert werde, anstatt die Personen auszuweisen. Die
Kommissionsmehrheit erachtete die vorgeschlagene Massnahme hingegen nicht als
geeignet, da durch das Verwehren des Zugangs zur Krankenversicherung insbesondere
das Recht der betroffenen Personen auf medizinische Grundversorgung beeintrachtigt
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werde und dies unter anderem gesundheitliche Folgen hétte, was langerfristig zu
hoheren Kosten fUhren wdirde. Das Anliegen ist somit erledigt - ebenso wie eine
weitere parlamentarische Initiative aus derselben Geschéftsserie der SVP, die der Rat
zeitgleich mit ahnlichem Stimmverhéltnis ablehnte (Pa.lv. 21.446). %

Nach seiner Kommission stellte sich in der Wintersession 2022 auch der Nationalrat
gegen die Forderung einer parlamentarischen Initiative der SVP-Fraktion, die verlangte,
dass  wesentliche Vertragsabschliisse nur noch bei Vorliegen einer
Wohnsitzbestatigung moglich sein sollen. Der Nationalrat gab der parlamentarischen
Initiative mit 133 zu 57 Stimmen keine Folge. Die SVP hatte auf diese Weise versucht, die
Schweiz fur illegal anwesende Personen weniger attraktiv zu machen. Im Namen der
Kommissionsmehrheit bezeichnete Tiana Angelina Moser (glp, ZH) «die Situation mit
den Sans-Papiers l[als] rechtsstaatlich unbefriedigend». Gleichzeitig erachtete die
Kommissionsmehrheit die Initiative aber nicht als angemessen oder zielfuhrend; weder
fur die betroffenen Personen noch fur die Gesamtgesellschaft kénne diese
Verbesserungen bringen, so Moser. Neben der geschlossen beflrwortenden SVP-
Fraktion wurde die Initiative von sechs Mitgliedern der FDP.Liberalen-Fraktion
unterstitzt. Zeitgleich erledigte der Nationalrat eine weitere parlamentarische Initiative
der SVP-Fraktion mit &hnlicher Stossrichtung (Pa.lv. 21.445). Beide Initiativen gehorten
zu einer 9-teiligen Geschaftsserie, mit der die SVP-Fraktion zuséatzliche Massnahmen
gegen die irregulére Migration forderte (siehe auch Mo. 21.3487-Mo. 21.3493). %

Nachdem sich der Nationalrat in der Sommersession 2022 bereits daflir ausgesprochen
hatte, den Zugang zur beruflichen Ausbildung fiir abgewiesene Asylsuchende und
Sans-Papiers zu erleichtern, stitzte der Stdnderat diesen Entscheid in der
Wintersession. Dabei folgte er einer linken Kommissionsminderheit, die den Erfolg
einer im Jahr 2010 Uberwiesenen Motion Barthassat (cvp, GE; Mo. 08.3616) mit
ahnlicher Stossrichtung als «sehr bescheiden» bewertete, weswegen die
Anforderungen zu senken seien. Die Kommissionsmehrheit sah aufgrund der
beschleunigten Asylverfahren und bestehenden Hartefallregelungen hingegen keinen
Handlungsbedarf und war der Ansicht, dass dadurch Anreize flr einen unrechtmassigen
Aufenthalt geschaffen wirden. Die Kommissionsmehrheit unterlag im Standerat relativ
knapp mit 19 zu 21 Stimmen. ¢

Familienpolitik

Der Nationalrat gab einer parlamentarischen Initiative Zisyadis (pda, VD) zur
erleichterten Einblirgerung staatenloser Kinder, die in der Schweiz geboren sind, aber
die Altersgrenze flur ein Einblrgerungsgesuch noch nicht erreicht haben, mit klarem
Mehr Folge. ¢

La commission nationale d’éthique et de médecine a présenté ses conclusions
concernant l'intersexualité. La commission a clairement pris position contre des
interventions chirurgicales visant a déterminer artificiellement le sexe d'un enfant né
avec un sexe indéterminé en l|'absence de problemes médicaux. En outre, la
commission a soutenu une meilleure prise en charge des interventions médicales et a
demandé une plus grande souplesse de I"état civil concernant les modifications de
sexe. ¢
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung
Bildung und Forschung

Das BFS publizierte im Februar 2022 eine Studie zu den Bildungsverldaufen von jungen
Erwachsenen. Es hatte dazu im Jahr 2020 die Bildungsabschlisse aller damals 25-
Jahrigen, die seit mindestens zehn Jahren in der Schweiz lebten, analysiert. In der
Studie wurde dargelegt, dass 91.4 Prozent dieser rund 82'500 jungen Erwachsenen
einen Abschluss auf der Sekundarstufe Il - also im Wesentlichen eine eidgendssisch
anerkannte Maturitdt oder eine berufliche Grundbildung (Lehre) - erreicht hatten.
Wichtige Faktoren, die einen Einfluss darauf haben, ob eine Person diese Zertifizierung
erlangt hat oder nicht, sind gemass Studie die Aufenthaltsdauer in der Schweiz, der
Bildungsverlauf in der obligatorischen Schule sowie das Bildungsniveau der Eltern. So
hatten von den im Ausland geborenen 25-Jéhrigen, die aber kurz nach der Geburt in
die Schweiz gekommen sind, 84.2 Prozent eine Zertifizierung auf der Sekundarstufe I
gegenuber 77 Prozent der im Alter von 12 bis 15 Jahren in die Schweiz gezogenen
Jugendlichen. Im Hinblick auf den Bildungsverlauf zeigte sich, dass insbesondere
Jugendliche, die ein Jahr der obligatorischen Schulzeit wiederholen mussten, im
Vergleich zu den anderen Jugendlichen gréssere Schwierigkeiten hatten, einen
Abschluss auf der Sekundarstufe Il zu erlangen. Schliesslich erreichten lediglich 84.5
Prozent der Jugendlichen, deren Eltern Uber keine nachobligatorische Ausbildung
verflgten, eine Zertifizierung auf der Sekundarstufe Il; dies im Gegensatz zu 95.2
Prozent der Jugendlichen, bei denen mindestens ein Elternteil einen Tertidrabschluss
erlangt hatte. ¢

Kultur, Sprache, Kirchen
Kultur, Sprache, Kirchen

Standeratin Marianne Maret (mitte, VS) forderte im Marz 2021 in einem Postulat vom
Bundesrat, den Bericht von 2007 Uber die soziale Sicherheit der Kulturschaffenden in
der Schweiz zu aktualisieren und Verbesserungsmoglichkeiten aufzuzeigen. Die
laufende Pandemie habe aufgezeigt, in welch prekérer Lage sich viele Kulturschaffende
befdnden, wobei Freischaffende sowie Personen mit befristeten Anstellungen ganz
besonders betroffen seien, erorterte die Mitte-Stéanderatin. Dem stimmte auch
Bundesrat Alain Berset - welcher die Annahme des Postulates beantragte - zu, wobei er
betonte, dass die Pandemie diesen Umstand nicht verursacht habe. Vielmehr liege die
Problematik im Schweizer Sozialversicherungssystem, welches nicht auf flexible
Arbeitsverhaltnisse, wie sie im Kultursektor dominieren, ausgerichtet sei. Dies fuhre zu
einem ungenlgenden Schutz der Betroffenen. In Zukunft werde es das Ziel sein, das
System der Realitat der Bevolkerung anzupassen und Licken in der Sozialversicherung
zu schliessen. Die Erarbeitung dieses Berichts wirde auf dem Bericht des BFS von
Oktober 2020 basieren und wurde vom BAK Ubernommen, wobei dieses eng mit dem
BSV und dem SECO zusammenarbeiten wurde, wie es bereits 2007 der Fall gewesen sei.
Das Postulat wurde im Standerat stillschweigend und ohne weitere Diskussionen
angenommen. ¢

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
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Grosse Parteien

In ihrer Wahlplattform 95 «Die Schweiz muss wieder sozialer werden» sprach sich die
SP gegen die neoliberale Wirtschaftspolitik aus und forderte einen Ausbau des
Sozialstaats Uber Steuererhdhungen sowie Sparpotentiale, die sie im Strassenbereich,
in der Landwirtschaft, in der Landesverteidigung und im Zivilschutz ortete. Ausserdem
stellte die Partei «14 Thesen gegen die Erwerbslosigkeit>» vor, in denen sie in einem
ersten Schritt die 40-Stunden-Woche, mittelfristig die 35-Stunden-Woche anstrebt. ®

In ihrem Positionspapier zur Migrationspolitik sprach sie sich fiir eine erschwerte
Zuwanderung von Auslandern aus sowie fir die Herabsetzung der Altersgrenze von 18
auf 14 Jahre fiir den Familiennachzug. Ferner hielt sie die Ausarbeitung eines
Gegenvorschlages zur Volksinitiative «fur eine Regelung der Zuwanderung», die den
Auslanderanteil auf 18% begrenzen will, im Gegensatz zum Bundesrat fir unerlasslich.
Bei den Einblrgerungen beflirwortete die Partei zwar die erleichterte Einblrgerung von
Jugendlichen der zweiten Generation, davon abgesehen soll die Einburgerungspraxis
hingegen restriktiver gehandhabt werden. Im Asylbereich sollen kriminelle, renitente
und papierlose Asylsuchende in bewachten Kollektivunterkinften bis zur Ausschaffung
untergebracht werden. ¢

An einem Sonderparteitag im Mérz forderte die SVP eine finanziell tragbare
Sozialpolitik. Parteiprésident Maurer flihrte an, dass trotz explodierender Beitrége die
Sozialwerke fast ausnahmslos vor einem Schuldenberg oder leeren Kassen stiinden. Die
Losung des Problems durfe nicht der kommenden Generation auferlegt werden. Die
Beitragsexplosion sei nicht zuletzt auf die Vollkaskomentalitat vieler Versicherter
zuruckzufihren. Die Delegierten stimmten einem Grundsatzpapier zu, welches
langfristig eine Ausgabenreduktion auf das Niveau von 1990 zum Ziel hat. Bei der AHV
erachtet die Partei eine Erhéhung des Rentenalters fir sinnvoll. Einer Flexibilisierung
will sie nicht im Wege stehen, falls diese nicht zu Mehrausgaben flhre. Schliesslich
sollten die zur Verflgung stehenden Mittel (Nationalbankgold, Spielbankenertrége)
besser genutzt werden. ¢

An der Delegiertenversammlung vom Mai in Nafels wiederholte die SVP ihr Vorbehalte
gegen Schengen. Sie forderte ein Moratorium flr weitere Anpassungen an den
Schengen-Rechtsstand. Es soll sogar eine Kindigung des Abkommens geprift werden.
Ebenfalls kritisiert wurde der lasche Umgang der Behdrden mit Sans-Papiers. ¢

Linke und 6kologische Parteien

Die eingeleitete Offnung der PdA fiir neue Ideen und Themen wurde mit der Lancierung
der Volksinitiative «Frauen wund Manner» konkretisiert. Diese verlangt eine
Quotenregelung von maximal 60% des gleichen Geschlechts fiir alle politischen
Behoérden mit funf oder mehr Mitgliedern. Gleichzeitig hat die Partei eine zweite
Initiative, «Gleiche Rechte in der Sozialversicherung», lanciert. Diese fordert die
Durchsetzung des Gleichheitsartikels in den Sozialwerken. ¢

Konservative und Rechte Parteien

Nationalrat und SD-Zentralprasident Rudolf Keller (BL) lancierte einen Aufruf zu einem
«Amerika-Boykott», da er sich die Boykott-Drohungen amerikanischer Behorden im
Zusammenhang mit der Schweizer Rolle im Zweiten Weltkrieg nicht mehr gefallen
lassen wollte. In einem Communiqué rief er dazu auf, «samtliche amerikanischen und
judischen Waren, Restaurants und Ferienangebote solange zu boykottieren, bis diese
gemeinen und vollig unberechtigten Angriffe und Klagen gegen die Schweiz» aufhorten.
Dazu prazisierte er, dass sich der Boykottaufruf nicht gegen jidisch-schweizerische
Firmen, sondern ausschliesslich gegen judisch-amerikanische richtete. Gegen ihn
wurde ein Verfahren gegen das Antirassismusgesetz erdffnet. °
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Verbande
Industrie, Handel und Unternehmer

Der Schweizerische Gewerbeverband (SGV) und der Arbeitgeberverband ergriffen
zusammen das Referendum gegen die von einer SP-CVP-GP-Mehrheit im Parlament
beschlossene Vereinheitlichung der bisher gemaéass kantonalem Recht ausbezahlten
Kinderzulagen. Da die neuen Minimalbetrége tber den Ansatzen der meisten Kantone
liegen, waren fur diese weitgehend von den Arbeitgebern finanzierten Sozialleistungen
mit Mehrkosten von rund 700 Mio Fr. pro Jahr zu rechnen. In der Volksabstimmung
unterlagen die Unternehmer bei einem Ja-Stimmenanteil von 68% deutlich. ”

Sozialwesen, Soziale Gruppen

In der Schweizerischen Arbeitsgemeinschaft der Jugendverbénde (SAJV) brach ein alter
Konflikt Uber die Funktion und Rolle dieses Dachverbandes von mehr als achtzig
Jugendorganisationen wieder einmal aus. Anlass war der Beschluss einer
Delegiertenversammlung, als Konsequenz aus der Staatsschutzaffare den Riicktritt
des Bundesrates zu verlangen sowie den Vorstand zu ermaéchtigen, dem Komitee
«Schluss mit dem Schniiffelstaat» beizutreten und die Volksinitiative fur die
Abschaffung der politischen Polizei zu unterstutzen. Namentlich die Jungliberale
Bewegung der Schweiz (Jungfreisinnige), der Christliche Verein Junger Méanner, der
Schweizerische Studentenverein und die mitgliederstarke Pfadfinderbewegung
kritisierten diese Entscheide. Eine Ende Juni durchgeftihrte ausserordentliche
Delegiertenversammlung  bestétigte jedoch die friheren Beschlisse mit
Zweidrittelsmehrheiten. Die erwahnten oppositionellen Vereine distanzierten sich
ausdrucklich davon und kritisierten auch die Entscheidungsstrukturen des SAJV, welche
nur wenig Ricksicht auf die zahlenmassige Stérke der angeschlossenen Organisationen
nehmen, als undemokratisch. 2

Der Bund Schweizerischer Frauenorganisationen (BFS), welcher der Dachverband fir
Frauengruppierungen aus diversen Bereichen ist und insgesamt rund 400'000
Mitglieder zahlt, wahlte die Waadtlanderin Jacqueline Stalder zur neuen Prasidentin.
Am gleichen Tag, als der seit je burgerlich dominierte BFS sein hundertjahriges
Jubildum feierte, gab die OFRA Schweiz (Organisation fiir die Sache der Frau) ihre
Auflosung bekannt. Die Ende der siebziger Jahre von der POCH initiierte OFRA war
Dachverband fir eine Reihe von feministischen Gruppierungen gewesen. ”®

Das Kinderhilfswerk Pro Juventute gelangte im Berichtsjahr mit der Information an die
Presse, es kampfe seit mehreren Jahren mit finanziellen Schwierigkeiten und sein
Uberleben sei zwei Jahre vor dem hundertjahrigen Jubildum gefahrdet. Mehrere
prominente Personen und Politiker machten sich in der Folge fur die Vereinigung stark
und warben fiir Spenden. 7

Fur einigen Wirbel sorgte die vom ehemaligen Luzerner SVP-Prasidenten René Kuhn im
April  gegrindete Interessengemeinschaft Antifeminismus, die gegen die
Diskriminierung von Ménnern eintreten will. Gegen ein geplantes Treffen im Oktober
2010 protestierte ein ,Bindnis gegen das Antifeminismus-Treffen™, das der IG Gewalt
androhte, worauf die Zusammenkunft an einen geheimen Ort verlegt wurde. 7®

Die letztjahrige landesweite Kampagne zur Rettung der finanziell angeschlagenen Pro
Juventute, bei der sich Persdnlichkeiten aus Politik, Sport und Gesellschaft engagiert
hatten, zeigte erste Wirkung. Die Bereitschaft, sich fir die Stiftung zu engagieren, war
nach Stiftungsdirektor Stephan Oetiker deutlich zu splren: Grossfirmen spendeten
Geld oder Firmen stockten ihre bisherigen Beitrage auf.
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Sechs nationale Familien- und Elternorganisationen biindelten 2011 ihre Krafte, um die
Kompetenzen der Eltern zu starken. Um den neuen Herausforderungen der Elternschaft
begegnen zu kdénnen, setzten sie auf die Schwerpunkte Elternberatung, Eltern und
Bildung, Kleinkinderférderung bei Migrationshintergrund und Offentlichkeitsarbeit. 7/

Pro Juventute schrieb 2011 zum ersten Mal seit 15 Jahren wieder schwarze Zahlen: Die
Organisation beendete das Geschéftsjahr mit CHF 16 000 im Plus. Dies sei moglich
gewesen dank einer Intensivierung der Mittelbeschaffung, aktiverer Kommunikation und
einer Umstrukturierung. Im Berichtsjahr feierte die Vereinigung ihr hundertjahriges
Jubilgum. 78

Ende Oktober 2016 wurde Alt-Bundesréatin Eveline Widmer-Schlumpf zur neuen
Prasidentin von Pro Senectute Schweiz gewahlt. Sie trat das Amt im April 2017 an, im
Jahr des 100-jahrigen Bestehens der Stiftung, die sich fur das Wohl von élteren
Menschen einsetzt. ”

Die neuen Doppelstockziige der SBB sorgten bei der Behindertenorganisation Inclusion
Handicap fur rote Koépfe. Gleich mehrere Stellen der neuen Zige seien nicht
behindertengerecht konzipiert worden, wie der Tages-Anzeiger und die NZZ im Januar
basierend auf einem Beitrag des SRF-Nachrichtenmagazins «10 vor 10» berichteten. So
verflgten die Wagen beispielsweise Uber eine zu steile Rampe, die vom
Passagierbereich zur Tur hinauffihre, sowie Gber einen zu hohen Absatz zum Trittbrett
und eckige Turkanten. Da ein Teil der bestellten Zlige bereits gebaut worden sei und die
SBB deshalb keine baulichen Anpassungen mehr vornehmen wollte, erhob der Verein
Inclusion Handicap eine Verbandsbeschwerde gegen «die Betriebsbewilligung fur die
drei Zugtypen». Darin verlangte der Verband, dass sich die SBB zu insgesamt finfzehn
Anpassungen zugunsten der Barrierefreiheit verpflichte. Die SBB, so der Tages-Anzeiger
weiter, beantragte darauf eine Abweisung der Beschwerde, da die Inbetriebnahme der
Zlge bereits zum Zeitpunkt der Beschwerde stark verzogert gewesen sei und man von
hohen Kosten fur die Anpassungen ausgehe.

Im darauf folgenden Gerichtsstreit konnten sich der Verband und die SBB zumindest
teilweise aussergerichtlich einigen, wie das St. Galler-Tagblatt im November 2018
berichtete. Die SBB werde etwa entspiegelte Kundeninformationsmonitore sowie ein
durchgehendes Leitsystem zum Ertasten in den neuen Doppelstockziigen einbauen.
Auch sollen mehr Sitzplatze fur Menschen mit eingeschrankter Mobilitat zur Verfligung
gestellt werden sowie Stellen besser gekennzeichnet werden, an denen ein Stolperrisiko
bestehe.

Der Rechtsstreit zwischen der SBB und Inclusion Handicap war aber damit nicht
abgeschlossen: Insgesamt seien noch elf weitere Punkte der im Januar eingereichten
Beschwerde zu klaren, etwa die schlechte Erreichbarkeit von Turéffnungstasten far
Rollstuhlfahrer. ®

Pascale Bruderer (sp, AG) trat am 21. Juni 2019 nach fiinf Jahren von ihrem Amt als
Prasidentin von Inclusion Handicap zuriick. Wie der Dachverband der
Behindertenorganisationen per Medienmitteilung bekannt gab, préagte Bruderer die
Neuausrichtung des Dachverbands entscheidend mit: «Menschen mit Behinderungen
und ihre Angehdrigen verdienen eine starke, vereinte Stimme», bilanzierte Bruderer
darin ihre Amtszeit als APpell fiur die Zukunft. Sie habe ihre Tatigkeit stets als
Engagement mit, nicht fur Menschen mit Behinderung gesehen, sagte Bruderer in ihrer
Abdankungsrede.

Vizeprasidentin Verena Kuonen werde den Verband ad interim leiten, bis eine
Nachfolge gefunden worden sei, liess Inclusion Handicap verlauten. ®
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Die Dachorganisation flr lokale und regionale Behindertenorganisationen Pro Infirmis
feierte am 31. Januar 2020 ihr 100-jahriges Bestehen. Der Verein wurde 1920 in Olten
als «Schweizerische Vereinigung fur Anormale» gegrindet und setzt sich seither fur
eine inklusive Gesellschaft ein, das heisst flr eine Gesellschaft, in welcher Menschen
mit Behinderungen sowie ihre Angehdrigen vollumfénglich teilhaben und sich
barrierefrei bewegen kénnen. Fur das Jubildumsjahr bereitete Pro Infirmis eine Reihe
von Veranstaltungen vor, welche Menschen mit und Menschen ohne Behinderung
zusammenflihren sollten. Die Post widmete dem Verein zum Jubildum eine eigene
Briefmarke.

La conseillére aux Etats Maya Graf (verts, BL) forme un tandem avec Verena Kuonen a
la téte d'Inclusion Handicap. Elle succéde ainsi a Pascale Bruderer (ps, AG), qui s'était
retirée en juin 2019. Verena Kuonen assurait, depuis lors, seule la présidence de
|'association luttant pour une société inclusive et I'autonomie de vie des personnes en
situation de handicap. La faitiere des organisations suisses de personnes handicapées a
donc a sa téte un duo complémentaire selon Verena Kuonen, qui explique représenter
idéalement les intéréts des membres, étant elle-méme une personne en situation de
handicap, alors que Maya Graf, forte de son expérience parlementaire, fait le lien avec
le monde politique. Dans son communiqué de presse, Inclusion Handicap se félicite de
I'élection des co-présidentes par un vote clairement majoritaire. %

An der Delegiertenversammlung des Schweizerischen Verbands fiir Seniorenfragen
(SVS) im Marz 2022 wurde Rudolf Joder zum neuen Prasidenten gewahlt. Joder, der
friher Président der Berner SVP-Kantonalpartei und Nationalratsmitglied gewesen war,
folgte im Verbandspréasidium auf Karl Vogeli.

Der SVS vereint als Dachorganisation lokale, regionale und kantonale Senioren- und
Rentnerverbande sowie gesamtschweizerisch tatige Pensioniertenvereinigungen, die im
Frihling 2022 insgesamt rund 40°000 Mitglieder zahlten. Statutarischer Zweck des
Verbands ist die Forderung der Lebensqualitat, der Interessen und der Wirde der
dlteren Menschen in der Schweiz. Zusammen mit der Vereinigung aktiver Senioren- und
Selbsthilfeorganisationen der Schweiz (VASOS) bildet er seit 2001 den Schweizerischen
Seniorenrat (SSR). &
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